
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
17. Wahlperiode 

 

Drucksache  17/3756 

 26.09.2018 
 

Datum des Originals: 26.09.2018/Ausgegeben: 02.10.2018 (28.09.2018) 

Die Veröffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebühr beim Archiv des  
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Düsseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der  
kostenfreie Abruf ist auch möglich über das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter  
www.landtag.nrw.de 

Neudruck 
 

 
 

Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Rechtsausschusses 
 
 
Gesetzentwurf  
der Landesregierung 
Drucksache 17/2350 (Neudruck) 
 
2. Lesung 
 
 
Gesetz zur Umsetzung des bereichsspezifischen Datenschutzes im Bereich der Justiz 
(Justizdatenschutz-Anpassungsgesetz - JustDSAnpG) 
 
 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abgeordneter Dr. Werner Pfeil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 17/2350 (Neudruck) - wird in der Fas-
sung der Beschlüsse des Ausschusses angenommen.  
 
  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3756 

 
 

2 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3756 

 
 

3 

G e g e n ü b e r s t e l l u n g  
 

Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Beschlüsse des Ausschusses  

Gesetz  
zur Umsetzung des bereichsspezifischen 

Datenschutzes im Bereich der Justiz 
(Justizdatenschutz-Anpassungsgesetz – 

JustDSAnpG) 
 

  

Artikel 1 
 

Gesetz  
zum Schutz personenbezogener Daten 

im Justizvollzug in Nordrhein-Westfalen 
(Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nord-

rhein-Westfalen – JVollzDSG NRW) 
 

 Artikel 1 
 

Gesetz  
zum Schutz personenbezogener Daten 

im Justizvollzug in Nordrhein-Westfalen 
(Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nord-

rhein-Westfalen – JVollzDSG NRW) 
 

Inhaltsübersicht 
 

Abschnitt 1 
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3756 

 
 

4 
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Abschnitt 8 
Anwendung von Vorschriften  

der Vollzugsgesetze und des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfa-

len, Schlussvorschriften 
 
§ 45  Anwendung von Vorschriften der Voll-
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Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 
(1) Dieses Gesetz regelt die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch Vollzugs-
behörden im Vollzug von Freiheitsentziehun-
gen nach den Vollzugsgesetzen (Vollzug) für 
vollzugliche Zwecke oder andere nach die-
sem Gesetz oder den Vollzugsgesetzen an-
erkannte Zwecke.  
 
(2) Vollzugsgesetze sind das Strafvollzugs-
gesetz Nordrhein-Westfalen vom 13. Januar 
2015 (GV. NRW. S. 76), das Untersuchungs-
haft-vollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540), 
das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 7. April 2017 (GV. 

 Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 
unverändert  
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NRW. S. 511), das Jugendarrestvollzugsge-
setz Nordrhein-Westfalen vom 30. April 2013 
(GV. NRW. S. 203) und das Sicherungsver-
wahrungsvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 30. April 2013 (GV. NRW. S. 212) 
jeweils in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(3) Vollzugliche Zwecke sind 
 
1. die gesetzliche Aufgabenerfüllung der 

Vollzugsbehörden nach den Vollzugs-
gesetzen und die Erreichung des jewei-
ligen Vollzugsziels der Gefangenen, 

2. die Vorbereitung und Durchführung von 
nachsorgenden Maßnahmen der Ge-
fangenen,  

3. der Schutz der Allgemeinheit vor weite-
ren Straftaten der Gefangenen, 

4. die Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung in der Anstalt, 

5. die Sicherung des Vollzuges, 
6. die Mitwirkung des Vollzuges an den 

ihm durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes übertragenen sonstigen Auf-
gaben, insbesondere an Gefangene be-
treffenden gerichtlichen Entscheidun-
gen durch Abgabe von Stellungnahmen 
und das Übersenden von Akten und 
Vorgängen, und 

7. die Erstellung von Statistiken, insbeson-
dere zur Evaluierung der vollzuglichen 
Maßnahmen in Bezug auf die Vollzugs-
ziele der Gefangenen. 
 

  

(4) Vollzugsbehörden sind die Justizvoll-
zugsanstalten, Jugendstrafvollzugs-anstal-
ten, Jugendarrestanstalten, Freizeitarrest-
räume und Einrichtungen für den Vollzug der 
Sicherungsverwahrung sowie das für Justiz 
zuständige Ministerium (Aufsichtsbehörde).  
 
(5) Erfolgt die Datenverarbeitung im Anwen-
dungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personen-bezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 
22.11.2016, S. 72) gelten ausschließlich de-
ren Bestimmungen und die zu ihrer Ausfüh-
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rung erlassenen Vorschriften des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen] in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(6) Auf Personen, die Angebote der nachge-
henden Betreuung im Vollzug wahrnehmen 
oder auf freiwilliger Grundlage in der Anstalt 
verbleiben oder aufgenommen werden (§§ 
61, 62, 90 des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen, §§ 15, 48 des Jugendstraf-
voll-zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen und 
§§ 60, 61 des Sicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen), finden 
die für Gefangene geltenden Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechende Anwen-
dung. 
 

  

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der 
Begriff: 
 
1.  „Gefangene“ 
 

a) Personen, an denen Freiheits-
strafe, Jugendstrafe, Untersu-
chungshaft, Jugendarrest oder die 
Unterbringung in der Sicherungs-
verwahrung vollzogen wird, 

b) Personen, die sich in Haft nach  
§ 127b Absatz 2, § 230 Absatz 2, 
§§ 236, 329 Absatz 3, § 412 Satz 1 
oder § 453c der Strafprozessord-
nung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7. April 1987 (BGBl. 
I S. 1074, 1319), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Ok-
tober 2017 (BGBl. I S. 3618) geän-
dert worden ist, befinden, sowie 
Personen, die nach § 275a Absatz 
6 der Strafprozessordnung einst-
weilig in Justizvollzugsbehörden 
untergebracht sind; sie stehen Un-
tersuchungsgefangenen gleich, 

 
 
 
 
 

 § 2 
Begriffsbestimmungen 

 
unverändert  
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2.  „Anstalten“ Justizvollzugsanstalten, Ju-
gendstrafvollzugsanstalten, Jugendar-
restanstalten, Freizeitarresträume und 
Einrichtungen für den Vollzug der Si-
cherungsverwahrung, 

 
3.  „personenbezogene Daten“ alle Infor-

mationen, die sich auf eine identifizierte 
oder identifizierbare natürliche Person 
(betroffene Person) beziehen; als iden-
tifizierbar wird eine natürliche Person 
angesehen, die direkt oder indirekt, ins-
besondere mittels Zuordnung zu einer 
Kennung wie einem Namen, zu einer 
Kennnummer, zu Standortdaten, zu ei-
ner Online-Kennung oder zu einem oder 
mehreren besonderen Merkmalen, die 
Ausdruck der physischen, physiologi-
schen, genetischen, psychischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder sozialen 
Identität dieser natürlichen Person sind, 
identifiziert werden kann, 

 
4. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe 

automatisierter Verfahren ausgeführten 
Vorgang oder jede solche Vorgangs-
reihe im Zusammenhang mit personen-
bezogenen Daten wie das Erheben, das 
Erfassen, die Organisation, das Ord-
nen, die Speicherung, die Anpassung, 
die Veränderung, das Auslesen, das 
Abfragen, die Verwendung, die Offenle-
gung durch Übermittlung, Verbreitung 
oder eine andere Form der Bereitstel-
lung, den Abgleich oder die Verknüp-
fung, die Einschränkung, das Löschen 
oder die Vernichtung, 

 
5. „Einschränkung der Verarbeitung“ die 

Markierung gespeicherter personen-be-
zogener Daten mit dem Ziel, ihre künf-
tige Verarbeitung einzuschränken, 

 

  

6.  „Anonymisierung“ das Verändern per-
sonenbezogener Daten derart, dass die 
Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse nicht mehr oder 
nur mit einem unverhältnismäßig gro-
ßen Aufwand an Zeit, Kosten, Arbeits-
kraft einer bestimmten oder bestimmba-
ren natürlichen Person zugeordnet wer-
den können, 
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7.  „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung 
personenbezogener Daten in einer 
Weise, in der die Daten ohne Hinzuzie-
hung zusätzlicher Informationen nicht 
mehr einer spezifischen betroffenen 
Person zugeordnet werden können, so-
fern diese zusätzlichen Informationen 
gesondert aufbewahrt werden und tech-
nischen und organisatorischen Maß-
nahmen unterliegen, die gewährleisten, 
dass die Daten keiner betroffenen Per-
son zugewiesen werden, 

 
8. „Dateisystem“ jede strukturierte Samm-

lung personenbezogener Daten, die 
nach bestimmten Kriterien zugänglich 
sind, unabhängig davon, ob diese 
Sammlung zentral, dezentral oder nach 
funktionalen oder geografischen Ge-
sichtspunkten geordnet geführt wird, 

 
9.  „Verantwortlicher“ die zuständige Be-

hörde, die allein oder gemeinsam mit 
anderen über die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten entscheidet, 

 
10. „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche o-

der juristische Person, Behörde, Ein-
richtung oder andere Stelle, die perso-
nenbezogene Daten im Auftrag des 
Verantwortlichen verarbeitet, 

 
11.  „Empfänger“ eine natürliche oder juristi-

sche Person, Behörde, Einrichtung oder 
andere Stelle, denen personenbezo-
gene Daten offengelegt werden, unab-
hängig davon, ob es sich bei ihr um ei-
nen Dritten handelt oder nicht; Behör-
den, die im Rahmen eines bestimmten 
Untersuchungsauftrags nach dem Uni-
onsrecht oder anderen Rechtsvorschrif-
ten personenbezogene Daten erhalten, 
gelten jedoch nicht als Empfänger; die 
Verarbeitung dieser Daten durch die ge-
nannten Behörden erfolgt im Einklang 
mit den geltenden Datenschutzvor-
schriften gemäß den Zwecken der Ver-
arbeitung, 
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12.  „Verletzung des Schutzes personenbe-
zogener Daten“ eine Verletzung der Si-
cherheit, die zur unbeabsichtigten oder 
unrechtmäßigen Vernichtung, zum Ver-
lust, zur Veränderung oder zur unbefug-
ten Offenlegung von oder zum unbefug-
ten Zugang zu personenbezogenen Da-
ten führt, die übermittelt, gespeichert o-
der auf sonstige Weise verarbeitet wur-
den, 

 
13. „besondere Kategorien personenbezo-

gener Daten“ 
 
a) Daten, aus denen die rassische o-

der ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltan-
schauliche Überzeugungen oder 
die Gewerkschaftszugehörigkeit 
hervorgehen, 

b) genetische Daten, 
c) biometrische Daten zur eindeutigen 

Identifizierung einer natürlichen 
Person, 

d) Gesundheitsdaten und 
e) Daten zum Sexualleben oder zur 

sexuellen Orientierung, 
 

  

14.  „genetische Daten“ personenbezogene 
Daten zu den ererbten oder erworbenen 
genetischen Eigenschaften einer natür-
lichen Person, die eindeutige Informati-
onen über die Physiologie oder die Ge-
sundheit dieser Person liefern und ins-
besondere aus der Analyse einer biolo-
gischen Probe der Person gewonnen 
wurden, 

 
15.  „biometrische Daten“ mit speziellen 

technischen Verfahren gewonnene per-
sonenbezogene Daten zu den physi-
schen, physiologischen oder verhal-
tenstypischen Merkmalen einer natürli-
chen Person, die die eindeutige Identifi-
zierung dieser natürlichen Person er-
möglichen oder bestätigen, insbeson-
dere Gesichtsbilder oder daktyloskopi-
sche Daten, 
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16. „Gesundheitsdaten“ personenbezo-
gene Daten, die sich auf die körperliche 
oder geistige Gesundheit einer natürli-
chen Person, einschließlich der Erbrin-
gung von Gesundheitsdienstleistungen, 
beziehen und aus denen Informationen 
über deren Gesundheitszustand hervor-
gehen, 

 
17.  „internationale Organisation“ eine völ-

kerrechtliche Organisation und ihre 
nachgeordneten Stellen oder jede sons-
tige Einrichtung, die durch eine von zwei 
oder mehr Staaten geschlossene Über-
einkunft oder auf der Grundlage einer 
solchen Übereinkunft geschaffen 
wurde, 

 
18. „Einwilligung“ jede freiwillig für den be-

stimmten Fall, in informierter Weise und 
unmissverständlich abgegebene Wil-
lens-bekundung in Form einer Erklä-
rung oder einer sonstigen eindeutigen 
bestätigenden Handlung, mit der die be-
troffene Person zu verstehen gibt, dass 
sie mit der Verarbeitung der sie betref-
fenden personenbezogenen Daten ein-
verstanden ist, 

 

  

19.  „öffentliche Stellen“ 
 
a) die Behörden, die Organe der 

Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen 
des Bundes, der bundesunmittelba-
ren Körperschaften, der Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sowie deren Vereinigungen 
ungeachtet ihrer Rechtsform,  

b) die Behörden, die Organe der 
Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen 
eines Landes, einer Gemeinde, ei-
nes Gemeindeverbandes oder 
sonstiger der Aufsicht des Landes 
unterstehender juristischer Perso-
nen des öffentlichen Rechts sowie 
deren Vereinigungen ungeachtet 
ihrer Rechtsform, 
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c) die Behörden, die Organe der 
Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen 
eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union und 

 
20. „nicht öffentliche Stellen“ natürliche und 

juristische Personen, Gesellschaften 
und andere Personenvereinigungen 
des privaten Rechts, soweit sie nicht un-
ter die Nummer 19 fallen; nimmt eine 
nicht öffentliche Stelle hoheitliche Auf-
gaben der öffentlichen Verwaltung 
wahr, ist sie insoweit öffentliche Stelle 
im Sinne dieses Gesetzes. 

 
§ 3 

Grundsätze der Datenverarbeitung 
 
(1) Im Vollzug ist das Recht einer jeden Per-
son zu schützen, grundsätzlich selbst über 
die Preisgabe und Verwendung ihrer perso-
nenbezogenen Daten zu bestimmen. 
 
(2) Die Datenverarbeitung ist an dem Ziel 
auszurichten, so wenig personenbezogene 
Daten wie möglich zu verarbeiten. Von den 
Möglichkeiten der Anonymisierung und 
Pseudonymisierung ist Gebrauch zu ma-
chen, soweit dies nach dem Verarbeitungs-
zweck möglich ist und der Aufwand in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem ange-
strebten Schutzzweck steht. 
 
(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten ist so weit wie möglich danach zu un-
terscheiden, ob diese auf Tatsachen oder 
auf persönlichen Einschätzungen beruhen. 
 

 § 3 
Grundsätze der Datenverarbeitung 

 
unverändert  

§ 4 
Zulässigkeit der Datenverarbeitung, Ein-

willigung 
 

(1) Die Vollzugsbehörden dürfen personen-
bezogene Daten nur verarbeiten, wenn die 
betroffene Person eingewilligt hat oder die-
ses oder ein anderes Gesetz oder eine an-
dere auf Grund eines Gesetzes erlassene 
Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet. 
 
 
 

 § 4 
Zulässigkeit der Datenverarbeitung, Ein-

willigung 
 

unverändert  
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(2) Eine Einwilligung ist nur wirksam, wenn 
sie auf einer freien Entscheidung der be-
troffenen Person beruht. Bei der Beurteilung, 
ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, 
sind die Umstände der Erteilung zu berück-
sichtigen. Die betroffene Person ist auf die 
Freiwilligkeit der Einwilligung hinzuweisen. 
Sie ist in geeigneter Weise über die Bedeu-
tung der Einwilligung, den vorgesehenen 
Zweck der Verarbeitung und über den mög-
lichen Empfängerkreis der personenbezoge-
nen Daten aufzuklären. Ist dies nach den 
Umständen des Einzelfalls erforderlich oder 
verlangt die betroffene Person dies, ist sie 
auch über die Folgen der Verweigerung ei-
ner Einwilligung zu belehren. 
 
(3) Soweit besondere Kategorien personen-
bezogener Daten verarbeitet werden, muss 
sich die Einwilligung darüber hinaus aus-
drücklich auf diese Daten beziehen. 
 
(4) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen 
Person durch eine schriftliche Erklärung, die 
noch andere Sachverhalte betrifft, muss das 
Ersuchen um Einwilligung in verständlicher 
und leicht zugänglicher Form in einer klaren 
und einfachen Sprache so erfolgen, dass es 
von den anderen Sachverhalten klar zu un-
terscheiden ist. 
 

  

(5) Soweit die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten auf der Grundlage einer Einwil-
ligung erfolgen kann, muss der Verantwortli-
che die Einwilligung der betroffenen Person 
nachweisen können. 
 
(6) Die betroffene Person hat das Recht, ihre 
Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch 
den Widerruf der Einwilligung wird die Recht-
mäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis 
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht 
berührt. Die betroffene Person ist vor Ab-
gabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis zu 
setzen. 
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§ 5 
Rechte der betroffenen Personen 

 
(1) Jede betroffene Person hat nach Maß-
gabe dieses Gesetzes ein Recht auf 
 
1. allgemeine Informationen zur Datenver-

arbeitung (§ 37), 
2. Benachrichtigung (§ 38), 
3. Auskunft (§ 39), 
4. Akteneinsicht (§ 40), 
5. Löschung (§ 42), 
6. Einschränkung der Verarbeitung (§ 43) 

und 
7. Berichtigung (§ 44). 
 
(2) Die Vollzugsbehörden kommunizieren 
mit den betroffenen Personen in präziser, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form 
und verwenden hierbei eine klare und einfa-
che Sprache. Unbeschadet besonderer 
Formvorschriften sollen Anträge der betroffe-
nen Personen nach diesem Gesetz in der für 
den Antrag gewählten Form beantwortet 
werden. Die Vollzugsbehörden informieren 
die betroffenen Personen schriftlich, wie mit 
ihrem Antrag verfahren wurde. 
 
(3) Die Erteilung von Informationen nach den 
§§ 37 bis 39 erfolgt unentgeltlich. Bei offen-
kundig unbegründeten oder exzessiven An-
trägen, insbesondere bei häufiger sach-
grundloser Wiederholung von Anträgen, 
kann die Vollzugsbehörde den Antrag ohne 
Bescheid oder ohne die Angabe von Grün-
den ablehnen.  
 

 § 5 
Rechte der betroffenen Personen 

 
unverändert  

§ 6 
Datengeheimnis 

 
(1) Den in Vollzugsbehörden beschäftigten 
Personen ist es untersagt, personenbezo-
gene Daten unbefugt zu einem anderen als 
dem zur jeweiligen rechtmäßigen Aufgaben-
erfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten 
oder zu offenbaren. 
 
(2) Personen, die nicht Amtsträger im Sinne 
des § 11 Absatz 1 Nummer 2 des Strafge-
setzbuchs in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. November 1998 (BGBl. I 
S. 3322) sind, sind vor der Aufnahme ihrer 
Beschäftigung über die zu beachtenden 

 § 6 
Datengeheimnis 

 
unverändert  

http://www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&bk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@attr_id=%27bgbl198s3322.pdf%27%5D
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Bestimmungen zu unterrichten und auf de-
ren Einhaltung förmlich zu verpflichten. § 1 
Absatz 2, 3 und 4 Nummer 2 des Verpflich-
tungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 
469, 547), das durch § 1 Nummer 4 des Ge-
setzes vom 15. August 1974 (BGBl. I 
S. 1942) geändert worden ist, findet auf die 
Verpflichtung zur Geheimhaltung Anwen-
dung. 
 
(3) Personen oder nicht öffentliche Stellen, 
die auf Grund ihrer Tätigkeit in einer Anstalt 
Kenntnis von personenbezogenen Daten er-
langen sollen oder denen von Vollzugsbe-
hörden personenbezogene Daten von Ge-
fangenen übermittelt werden, sind vor Auf-
nahme ihrer Tätigkeit oder der Übermittlung 
von personenbezogenen Daten vertraglich 
zur Geheimhaltung zu verpflichten. 
 
(4) Die Geheimhaltungsverpflichtung besteht 
auch nach Beendigung der jeweiligen Tätig-
keit fort. 
 

§ 7 
Datenverantwortung 

 
(1) Soweit sich aus den Vorschriften dieses 
Gesetzes nichts anderes ergibt, ist die da-
tenverarbeitende Stelle die Vollzugsbe-
hörde. Sie trägt die Verantwortung für die 
Datenverarbeitung.  
 
(2) Erfolgt die Übermittlung von Daten auf Er-
suchen einer öffentlichen Stelle, trägt diese 
die Verantwortung. In diesem Fall prüft die 
Vollzugsbehörde nur, ob das Übermittlungs-
ersuchen im Rahmen der Aufgaben der 
empfangenden Stelle liegt und § 12 Absatz 
3, §§ 32, 33 Absatz 2 oder § 43 der Übermitt-
lung entgegenstehen, es sei denn, dass im 
Einzelfall Anlass zur Prüfung der Zulässig-
keit der Übermittlung besteht. Die Empfän-
ger haben der übermittelnden Stelle die für 
diese Prüfung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. 
 
(3) Legen zwei oder mehr Verantwortliche 
gemeinsam die Zwecke und die Mittel der 
Verarbeitung fest, gelten sie als gemeinsam 
Verantwortliche. Gemeinsam Verantwortli-
che haben ihre jeweiligen Aufgaben und da-
tenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten in 

 § 7 
Datenverantwortung 

 
unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3756 

 
 

16 

transparenter Form in einer Vereinbarung 
festzulegen, soweit diese nicht bereits in 
Rechtsvorschriften festgelegt sind. Aus der 
Vereinbarung muss insbesondere hervorge-
hen, wer welchen Informationspflichten 
nachzukommen hat und wie und gegenüber 
wem betroffene Personen ihre Rechte wahr-
nehmen können. 
 

Abschnitt 2 
Rechtsgrundlagen der Datenverarbei-

tung 
 

§ 8 
Zulässigkeit der Datenerhebung 

 
(1) Die Vollzugsbehörden dürfen personen-
bezogene Daten erheben, soweit deren 
Kenntnis für vollzugliche Zwecke oder an-
dere nach diesem Gesetz oder den Vollzugs-
gesetzen anerkannte Zwecke erforderlich ist. 
 
(2) Personenbezogene Daten besonderer 
Kategorien dürfen ohne Einwilligung der be-
troffenen Personen nur erhoben werden, so-
weit dies für vollzugliche Zwecke oder an-
dere nach diesem Gesetz oder den Vollzugs-
gesetzen anerkannte Zwecke unbedingt er-
forderlich ist.  
 

 Abschnitt 2 
Rechtsgrundlagen der Datenverarbei-

tung 
 

§ 8 
Zulässigkeit der Datenerhebung 

 
unverändert  

§ 9 
Erhebung bei betroffenen Personen und 

öffentlichen Stellen 
 
(1) Personenbezogene Daten sind grund-
sätzlich bei den betroffenen Personen mit 
deren Kenntnis oder bei öffentlichen Stellen 
zu erheben. 
 
(2) Werden Daten bei der betroffenen Per-
son erhoben, so ist sie in geeigneter Weise 
über den Verwendungszweck, das Bestehen 
von Löschungsfristen, Auskunfts-, Benach-
richtigungs- und Berichtigungsrechten sowie 
eine etwaige beabsichtigte Übermittlung auf-
zuklären. Werden Daten aufgrund einer 
Rechtsvorschrift erhoben, so ist die be-
troffene Person in geeigneter Weise über 
diese aufzuklären. Soweit eine Auskunfts-
pflicht besteht oder die Angaben Vorausset-
zung für die Gewährung von Rechtsvorteilen 
sind, ist die betroffene Person hierauf, sonst 

 § 9 
Erhebung bei betroffenen Personen und 

öffentlichen Stellen 
 
unverändert  
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auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuwei-
sen. 
 
(3) Soweit die Erhebung personenbezogener 
Daten über Gefangene bei den betroffenen 
Personen zulässig ist und diese nicht die für 
eine Einwilligung notwendige Einsichtsfähig-
keit besitzen, können personenbezogene 
Daten ohne deren Kenntnis auch bei deren 
gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern 
erhoben werden. 
 

§ 10 
Erhebung von Daten über Gefangene bei 

nicht öffentlichen Stellen 
 
(1) Bei nicht öffentlichen Stellen dürfen per-
sonen-bezogene Daten ohne Kenntnis der 
Gefangenen nur erhoben werden, soweit 
 
1. eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder 

die Wahrnehmung einer durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung zugewiese-
nen einzelnen Aufgabe die Erhebung 
dieser Daten zwingend voraussetzt, 

2. Angaben der betroffenen Person über-
prüft werden müssen, weil tatsächli-
che Anhaltspunkte für deren Unrichtig-
keit bestehen, 

3. es zur Abwehr erheblicher Nachteile 
für das Gemeinwohl oder einer sonst 
unmittelbar drohenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder zur Abwehr 
einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Rechte einer anderen Per-
son erforderlich ist, 

4. die Gefangenen einer durch Rechts-
vorschrift festgelegten Auskunfts-
pflicht nicht nachkommen und keine 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
überwiegende schutzwürdige Interes-
sen der Gefangenen einer Erhebung 
ohne ihre Mitwirkung entgegenstehen, 

5. die Einholung der Einwilligung der be-
troffenen Person nicht möglich ist oder 
mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand verbunden wäre, aber offen-
sichtlich ist, dass es in ihrem Interesse 
liegt und sie in Kenntnis des Erhe-
bungszwecks ihre Einwilligung erteilen 
würde, 

 

 § 10 
Erhebung von Daten über Gefangene bei 

nicht öffentlichen Stellen 
 
unverändert  
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6. sie aus allgemein zugänglichen Quel-
len entnommen werden können, es sei 
denn, dass die Daten erkennbar ohne 
oder gegen den Willen der betroffenen 
Person öffentlich gemacht wurden und 
ihr Geheimhaltungsinteresse über-
wiegt, oder 

7. zur Durchsetzung öffentlich-rechtli-
cher Geldforderungen ein rechtliches 
Interesse an der Kenntnis der zu ver-
arbeitenden Daten vorliegt und kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass 
das schutzwürdige Interesse der be-
troffenen Person an der Geheimhal-
tung überwiegt. 

 
(2) Werden Daten bei einer dritten Person  
oder einer anderen nicht öffentlichen Stelle 
erhoben, so ist diese auf Verlangen über den 
Verwendungszweck aufzuklären. Soweit 
eine Auskunftspflicht besteht, ist sie hierauf, 
sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hin-
zuweisen. 
 
(3) Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 35 des 
Untersuchungshaftvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen dürfen personenbezogene 
Daten ohne Mitwirkung der Betroffenen nur 
bei Stellen, die Aufgaben der Jugendhilfe 
wahrnehmen, bei der Jugendgerichtshilfe 
und bei Personen und Stellen, die bereits 
Kenntnis von der Inhaftierung der betroffe-
nen Personen haben, erhoben werden. 
 

  

§ 11 
Erhebung von Daten über Dritte 

 
Daten über Personen, die nicht Gefangene 
sind, dürfen ohne ihre Kenntnis bei Gefange-
nen oder bei Personen oder Stellen außer-
halb der Vollzugsbehörde nur erhoben wer-
den, wenn sie für die Behandlung der Gefan-
genen, die Sicherheit der Anstalt oder die Si-
cherung des Vollzuges einer Freiheitsentzie-
hung unerlässlich sind und die Art der Erhe-
bung schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Personen nicht beeinträchtigt. 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Erhebung von Daten über Dritte 

 
unverändert  
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§ 12 
Verarbeitung innerhalb der Vollzugsbe-

hörde 
 
(1) Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten innerhalb einer Vollzugsbehörde ist 
zulässig, soweit dies für vollzugliche Zwecke 
erforderlich oder bei besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten unbedingt erfor-
derlich ist.  
 
(2) Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten innerhalb einer Vollzugsbehörde für 
andere Zwecke ist zulässig, soweit dies 
 
1. zur Abwehr von sicherheitsgefährden-

den oder geheimdienstlichen Tätigkei-
ten für eine fremde Macht oder von 
Bestrebungen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, die durch Anwendung 
von Gewalt oder darauf gerichtete Vor-
bereitungshandlungen 
 
a) gegen die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung, den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes  
oder eines Landes gerichtet sind, 

b) eine ungesetzliche Beeinträchti-
gung der Amtsführung der Verfas-
sungsorgane des Bundes oder ei-
nes Landes oder ihrer Mitglieder 
zum Ziel haben oder 

c) auswärtige Belange der Bundes-
republik Deutschland gefährden, 

 
2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für 

das Gemeinwohl oder einer Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit, 

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung der Rechte einer an-
deren Person, 

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von 
Straftaten sowie zur Verhinderung  
oder Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten, durch welche die Sicherheit  
oder Ordnung der Anstalt gefährdet 
wird, 

5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung 
oder strafvollstreckungsrechtliche Ent-
scheidungen oder 

 

 § 12 
Verarbeitung innerhalb der Vollzugsbe-

hörde 
 
unverändert  
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6. zur Wahrnehmung von Kontrollbefug-
nissen des Europäischen Ausschus-
ses zur Verhütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafen 

 
erforderlich oder bei besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten unbedingt erfor-
derlich ist. 
 
(3) Personenbezogene Daten, die gemäß  
§ 11 über Personen, die nicht Gefangene 
sind, erhoben worden sind, dürfen innerhalb 
einer Vollzugsbehörde nur zur Erfüllung des 
Erhebungszwecks oder für die in Absatz 2 
Nummer 1 bis 4 geregelten Zwecke verarbei-
tet werden. 
 
(4) Eine Verarbeitung für andere Zwecke 
liegt nicht vor, soweit sie dem gerichtlichen 
Rechtsschutz im Zusammenhang mit die-
sem Gesetz oder den Vollzugsgesetzen, der 
Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontroll-
befugnissen, der Rechnungsprüfung oder 
der Durchführung von Organisationsuntersu-
chungen dient. Zulässig ist auch die Verar-
beitung zu Ausbildungs- und Prüfungszwe-
cken, soweit nicht berechtigte Interessen der 
betroffenen Person an der Geheimhaltung 
der Daten offensichtlich überwiegen. § 14 
Absatz 1 gilt entsprechend. 
 
(5) Die Vollzugsbehörden prüfen vor jeder 
Verarbeitung personenbezogener Daten de-
ren Richtigkeit, Vollständigkeit, Zuverlässig-
keit und Aktualität.  
 

  

§ 13 
Übermittlung an öffentliche Stellen 

 
(1) Die Übermittlung personenbezogener 
Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, so-
weit dies für vollzugliche Zwecke oder die in 
§ 12 Absatz 2 genannten anderen Zwecke 
erforderlich oder bei besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten unbedingt erfor-
derlich ist.  
 
 
 
 
 

 § 13 
Übermittlung an öffentliche Stellen 

 
unverändert  
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(2) Eine Übermittlung personenbezogener 
Daten an öffentliche Stellen ist darüber hin-
aus zulässig, soweit dies für 
 
1. Maßnahmen des ambulanten Sozia-

len Dienstes der Justiz und der Ju-
gendgerichtshilfe, 

2. die Überprüfung von Angaben von Ge-
fangenen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit beste-
hen, 

3. Entscheidungen in Gnadensachen, 
4. durch oder aufgrund Gesetz angeord-

nete Statistiken der Rechtspflege, 
5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen 

für Angehörige (§ 11 Absatz 1 Num-
mer 1 des Strafgesetzbuches) der Ge-
fangenen, 

6. sozialrechtliche Maßnahmen, 
7. dienstliche Maßnahmen der Bundes-

wehr im Zusammenhang mit der Auf-
nahme und Entlassung von Soldatin-
nen und Soldaten, 

8. ausländerrechtliche Maßnahmen, 
9. die Durchführung der Besteuerung  

oder  
10. die Feststellung oder Durchsetzung 

öffentlich-rechtlicher Forderungen  
 
erforderlich oder im Fall besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten unbedingt 
erforderlich ist.  
 
(3) Erfolgt die Übermittlung der Daten zu an-
deren als vollzuglichen Zwecken, muss der 
konkrete Übermittlungszweck in angemes-
senem Verhältnis zu der Art und Eingriffsin-
tensität der Erhebungsform und der Art der 
erhobenen personenbezogenen Daten ste-
hen. Ein angemessenes Verhältnis liegt re-
gelmäßig vor, wenn die Übermittlung zu 
Zwecken nach § 12 Absatz 2 erfolgt oder die 
empfangende Stelle die Daten auch selbst 
hätte erheben dürfen.  
 
(4) Erhält die Vollzugsbehörde davon Kennt-
nis, dass Gefangene von öffentlichen Stellen 
Leistungen beziehen oder bei öffentlichen 
Stellen Leistungen beantragt haben, die für 
die Dauer des Vollzuges entfallen oder sich 
mindern, hat sie die Leistungsträger unver-
züglich darüber zu unterrichten, dass und 
seit wann sich die betroffenen Gefangenen 
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im Vollzug befinden, sofern die Gefangenen 
die Unterrichtung trotz einer Aufforderung 
der Vollzugsbehörde nicht unverzüglich 
selbst vornehmen. Den betroffenen Gefan-
genen ist eine Abschrift der Mitteilung auszu-
händigen. 
 
(5) Eigengeld und sonstiges Vermögen der 
Gefangenen, das der Anstalt bekannt ist, 
sind der mit der Geltendmachung der im 
Strafverfahren entstandenen Kosten befass-
ten Vollstreckungsbehörde und der Gerichts-
kasse anzuzeigen, sobald Gefangene über 
pfändbares Vermögen verfügen. Den be-
troffenen Gefangenen ist eine Abschrift der 
Mitteilung auszuhändigen. 
 
(6) Im Vollzug der Untersuchungshaft unter-
bleiben die zulässigen Übermittlungen, wenn 
für die Vollzugsbehörde erkennbar ist, dass 
unter Berücksichtigung der Art der Informa-
tion und der Rechtsstellung der Untersu-
chungsgefangenen die betroffenen Perso-
nen ein schutzwürdiges Interesse am Aus-
schluss der Übermittlung haben. Die Gefan-
genen sind entsprechend § 17 Absatz 2 an-
zuhören. Bei einer nicht nur vorläufigen Ein-
stellung des Verfahrens, einer unanfechtba-
ren Ablehnung der Eröffnung des Hauptver-
fahrens oder einem rechtskräftigen Frei-
spruch sind auf Antrag der Untersuchungs-
gefangenen die Stellen, denen personenbe-
zogene Daten übermittelt wurden, über den 
Verfahrensausgang in Kenntnis zu setzen. 
Die Untersuchungsgefangenen sind auf ihr 
Antragsrecht nach Satz 3 bei ihrer Anhörung 
oder nachträglichen Unterrichtung hinzuwei-
sen.  
 

  

(7) § 12 Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
Personenbezogene Daten, die gemäß § 11 
über Personen, die nicht Gefangene sind, er-
hoben worden sind, dürfen auch zu auslän-
derrechtlichen Maßnahmen übermittelt wer-
den. 
 
(8) Bei der Übermittlung personenbezogener 
Daten werden nach Möglichkeit die erforder-
lichen Informationen beigefügt, die es der 
empfangenden zuständigen Behörde gestat-
ten, die Richtigkeit, die Vollständigkeit, die 
Zuverlässigkeit und die Aktualität der über-
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mittelten Daten zu beurteilen. Unrichtige, un-
vollständige oder nicht mehr aktuelle perso-
nenbezogene Daten dürfen nicht mehr über-
mittelt werden.  
 

§ 14 
Datenübermittlung bei Verlegungen, 

Überstellungen und Vorinhaftierungen 
 

(1) Bei Verlegungen und Überstellungen von 
Gefangenen oder in Verwaltungsvorgängen, 
an denen mehrere Vollzugsbehörden betei-
ligt sind, dürfen die Vollzugsbehörden ande-
ren Vollzugsbehörden Daten übermitteln, so-
weit diese Daten für die Erfüllung der Aufga-
ben der die Daten empfangenden Vollzugs-
behörde erforderlich sind. Sollen personen-
bezogene Daten besonderer Kategorien 
übermittelt werden, muss dies zur Aufgaben-
erfüllung der empfangenden Vollzugsbehör-
den unbedingt erforderlich sein. Die Sätze 1 
und 2 gelten entsprechend für die Übermitt-
lung von personenbezogenen Daten aus frü-
her vollzogenen Inhaftierungen (Vorinhaftie-
rungen). Bei der Einrichtung und der Nut-
zung von Verbunddateien bestimmt die Lan-
desregierung die Einzelheiten der Datenver-
arbeitung, insbesondere die Datenverant-
wortung, die jeweiligen Zugriffsrechte und 
den Umfang der Schutzvorkehrungen durch 
Rechtsverordnung. Die Ermächtigung kann 
auf das für Justiz zuständige Ministerium 
übertragen werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
entsprechend bei Verlegungen, Überstellun-
gen und der Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten von Gefangenen aus Vorin-
haftierungen an die Vollzugsbehörden ande-
rer Länder. 
 

 § 14 
Datenübermittlung bei Verlegungen, 

Überstellungen und Vorinhaftierungen 
 

unverändert  

(2) Bei Verlegungen übermittelt die Vollzugs-
behörde der aufnehmenden Vollzugsbe-
hörde in der Regel sämtliche über die oder 
den Gefangenen vorliegenden personenbe-
zogenen Daten und die Gefangenenperso-
nalakte. Die übermittelnde Vollzugsbehörde 
muss die Daten nach Erreichung des Über-
mittlungszweckes unverzüglich löschen, es 
sei denn, die weitere Verarbeitung der Daten 
ist ihr nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Gesetzes oder aufgrund anderer gesetzli-
cher Vorschriften gestattet.  
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(3) Bei Überstellungen soll von der Übersen-
dung der Gefangenenpersonalakte abgese-
hen werden, es sei denn, die Übersendung 
ist aufgrund der zu erwartenden Dauer der 
Überstellung oder aus anderen Gründen im 
Einzelfall erforderlich. Wird die Gefangenen-
personalakte nicht übersandt, übermittelt die 
überstellende Vollzugsbehörde der aufneh-
menden Vollzugsbehörde in der Regel nur 
die für die Sicherheit und Ordnung der An-
stalt, für die medizinische Versorgung und 
für die Behandlung der Gefangenen erfor-
derlichen personenbezogenen Dateien und 
Unterlagen. Für Rücküberstellungen gilt Satz 
2 entsprechend. 
 
(4) Bei Vorinhaftierungen übermitteln die 
Vollzugsbehörden, in denen eine frühere In-
haftierung vollzogen wurde, in der Regel die 
Identitätsdaten des Gefangenen, die Zeiten 
und Gründe einer Vorinhaftierung, vom Ge-
richt oder der Staatsanwaltschaft angeord-
nete haftgrundbezogene Beschränkungen, 
sicher-heitsrelevante Erkenntnisse und 
Wahr-nehmungen über Gefangene, Daten 
über Besuchsverbote, Daten zu Disziplinar-
maßnahmen, erzieherischen und besonde-
ren Sicherungsmaßnahmen und die Voll-
zugspläne der Gefangenen.  
 
(5) Werden Gefangene zum Zweck der me-
dizinischen Behandlung, des Vollzuges einer 
Maßregel der Besserung und Sicherung o-
der der vorläufigen Unterbringung in eine 
Einrichtung des Maßregelvollzuges verlegt 
oder überstellt, gelten die Absätze 1, 2 Satz 
1 und Absatz 3 entsprechend. 
 

  

§ 15 
Datenübermittlung an nicht öffentliche 

Stellen 
 
(1) Nicht öffentlichen Stellen dürfen die Voll-
zugsbehörden personenbezogene Daten für 
vollzugliche Zwecke oder die in § 12 Absatz 
2 genannten anderen Zwecke übermitteln. 
 

 § 15 
Datenübermittlung an nicht öffentliche 

Stellen 
 
(1) Nicht öffentlichen Stellen dürfen die Voll-
zugsbehörden personenbezogene Daten 
übermitteln, soweit dies für vollzugliche Zwe-
cke oder die in § 12 Absatz 2 genannten an-
deren Zwecke erforderlich ist. Besondere 
Kategorien personenbezogener Daten dür-
fen die Vollzugsbehörden nicht öffentlichen 
Stellen übermitteln, soweit dies für vollzugli-
che Zwecke oder die in § 12 Absatz 2 ge-
nannten anderen Zwecke unbedingt erfor-
derlich ist. 
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(2) Eine Übermittlung zu vollzuglichen Zwe-
cken ist insbesondere zulässig, soweit 
 
1. sich die Vollzugsbehörden zur Erfül-

lung oder Unterstützung einzelner Auf-
gaben in zulässiger Weise der Mitwir-
kung nicht öffentlicher Stellen bedie-
nen und diese Mitwirkung ohne die 
Verarbeitung der durch die Vollzugs-
behörden übermittelten personenbe-
zogenen Daten unmöglich oder we-
sentlich erschwert wäre oder 
 

2. es dazu erforderlich ist, Gefangenen  
 
a) den Besuch von Behandlungs-, 

Beratungs-, Trainings- und Bil-
dungsmaßnahmen sowie die Be-
schäftigung innerhalb und außer-
halb einer Anstalt, 

b) die Inanspruchnahme von Leis-
tungen der in § 203 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1, 2 und 5 des Strafge-
setzbuchs genannten Personen, 

c) den Einkauf,  
d) die Inanspruchnahme von Tele-

kommunikations- und Medien-
dienstleistungen oder 

e) einen Krankenversicherungs-
schutz nach der Entlassung 

 
 zu ermöglichen. 
 

 (2) unverändert  

(3) Personenbezogene Daten, die an nicht 
öffentliche Stellen übermittelt werden sollen, 
sind vor der Übermittlung zu anonymisieren 
oder zu pseudonymisieren, soweit nicht der 
Personenbezug für die Erfüllung des Über-
mittlungszweckes erforderlich ist. Dabei ist 
die Gefangenenbuchungsnummer als Pseu-
donym zu verwenden, wenn nicht besondere 
Gründe entgegenstehen. Für die Verarbei-
tung von Daten im Auftrag gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend 
 
(4) § 12 Absatz 3 bis 5 und § 13 Absatz 6 und 
8 gelten entsprechend.  
 
 
 
 
 
 

 (3) unverändert  
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§ 16 
Auskünfte an Opfer 

 
(1) Opfern wird auf schriftlichen Antrag Aus-
kunft über die Inhaftierung und deren Been-
digung, die Gewährung vollzugsöffnender 
Maßnahmen, opferbezogene Weisungen 
und die Unterbringung im offenen Vollzug er-
teilt, wenn sie ein berechtigtes Interesse dar-
legen und kein überwiegendes schutzwürdi-
ges Interesse der Gefangenen am Aus-
schluss der Mitteilung vorliegt. Der Nachweis 
der Zulassung zur Nebenklage ersetzt in der 
Regel die Darlegung des berechtigten Inte-
resses. Dies gilt nicht, wenn den Gefange-
nen erneut vollzugsöffnende Maßnahmen 
gewährt werden. § 17 Absatz 1 bleibt unbe-
rührt. 
 
(2) Besteht auf Grund einer Flucht einer oder 
eines Gefangenen eine konkrete Gefahr für 
Leib oder Leben, ergeht eine Mitteilung nach 
Absatz 1 auch ohne Antrag. 
 
(3) Opfern und anderen aus der Straftat An-
spruchsberechtigten können auf schriftlichen 
Antrag Auskünfte über die Entlassungs-
adresse oder die Vermögensverhältnisse der 
Gefangenen erteilt werden, wenn die Ertei-
lung zur Feststellung oder Durchsetzung von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit 
der Straftat erforderlich ist. § 17 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 
 

 § 16 
Auskünfte an Opfer 

 
unverändert  

(4) Besteht Anlass zu der Besorgnis, dass 
die Offenlegung von Lebensumständen der 
Antragstellerinnen und Antragsteller deren 
Leib oder Leben gefährdet, kann die Offen-
legung gegenüber den Gefangenen unter-
bleiben. Die Mitteilung der Anschrift der An-
tragstellerinnen und Antragsteller an die Ge-
fangenen bedarf der Einwilligung. 
 
(5) Im Vollzug der Untersuchungshaft bleibt  
§ 406d der Strafprozessordnung unberührt. 
Die Vollzugsbehörde darf Auskünfte nach 
§ 406d der Strafprozessordnung im Einver-
nehmen mit der Staatsanwaltschaft oder 
dem nach § 126 der Strafprozessordnung 
zuständigen Gericht unmittelbar erteilen. 
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(6) Opfer, die sich an die Anstalten wenden, 
sind in geeigneter Form auf ihre Rechte nach 
den Absätzen 1 bis 4 hinzuweisen.  
 
(7) Die Absätze 1 bis 4 und 6 finden im Ju-
gendarrest keine Anwendung. 
 

§ 17 
Haftmitteilungen 

 
(1) Öffentlichen und nicht öffentlichen Stellen 
darf die Vollzugsbehörde auf schriftlichen 
Antrag mitteilen, ob und in welcher Anstalt 
sich eine Person in Haft befindet sowie ob 
und wann ihre Entlassung voraussichtlich in-
nerhalb eines Jahres bevorsteht, soweit 
 
1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der 

Zuständigkeit der öffentlichen Stelle 
liegenden Aufgaben erforderlich ist o-
der 

2. von nicht öffentlichen Stellen ein be-
rechtigtes Interesse an dieser Mittei-
lung glaubhaft dargelegt wird und die 
Gefangenen kein schutzwürdiges Inte-
resse an dem Ausschluss der Über-
mittlung haben. 

 
(2) Die Gefangenen werden vor der Mittei-
lung gehört, soweit dadurch nicht die Verfol-
gung des Interesses der Antragstellerinnen 
und Antragsteller vereitelt oder wesentlich 
erschwert wird und eine Abwägung ergibt, 
dass das Interesse der Antragstellerinnen 
und Antragsteller das Interesse der Gefan-
genen an ihrer vorherigen Anhörung über-
wiegt. Ist die Anhörung unterblieben, werden 
die betroffenen Gefangenen über die Mittei-
lung der Vollzugsbehörde nachträglich unter-
richtet. 
 

 § 17 
Haftmitteilungen 

 
unverändert  

§ 18 
Überlassung von Akten 

 
(1) Soweit die Übermittlung der darin enthal-
tenen Daten zulässig ist, dürfen Akten mit 
personenbezogenen Daten nur 
 
1. anderen Vollzugsbehörden, 
2. dem ambulanten Sozialen Dienst der 

Justiz und der Jugendgerichtshilfe, 
3. den Behörden des Maßregelvollzu-

ges,  

 § 18 
Überlassung von Akten 

 
unverändert  
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4. den zur Dienst- oder Fachaufsicht  
oder zu dienstlichen Weisungen be-
fugten Stellen, 

5. den für strafvollzugs-, strafvollstre-
ckungs- und strafrechtliche Entschei-
dungen zuständigen Gerichten sowie 

6. den Strafvollstreckungs- und Strafver-
folgungsbehörden 

 
überlassen werden. Die Überlassung an an-
dere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit 
die Erteilung einer Auskunft einen unvertret-
baren Aufwand erfordert oder nach Darle-
gung der die Akteneinsicht begehrenden 
Stellen für die Erfüllung der Aufgabe nicht 
ausreicht. Entsprechendes gilt für die Über-
lassung von Akten an die von der Vollzugs-
behörde, den Strafverfolgungsbehörden o-
der den Gerichten mit Gutachten oder der 
Nachsorge von Gefangenen beauftragten 
Stellen. 
 
(2) Sind mit personenbezogenen Daten, die 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
übermittelt werden dürfen, weitere personen-
bezogene Daten der betroffenen Personen 
oder Dritter in Akten so verbunden, dass eine 
Trennung, Anonymisierung oder Pseudony-
misierung nicht oder nur mit unvertretbarem 
Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung 
auch dieser Daten zulässig, soweit nicht be-
rechtigte Interessen der betroffenen Perso-
nen oder Dritter an deren Geheimhaltung of-
fensichtlich überwiegen. Eine Verarbeitung 
dieser Daten durch die empfangende Stelle 
ist unzulässig. Hierauf muss bei der Über-
mittlung der Daten hingewiesen werden. 
 

  

§ 19 
Übermittlung personenbezogener Infor-
mationen für wissenschaftliche Zwecke 

 
(1) Die Übermittlung personenbezogener In-
formationen in Akten und Dateien an Hoch-
schulen, andere Einrichtungen, die wissen-
schaftliche Forschung betreiben, und öffent-
liche Stellen ist ohne Einwilligung der be-
troffenen Personen nur zulässig, soweit 
 
 
 
 

 § 19 
Übermittlung personenbezogener Infor-
mationen für wissenschaftliche Zwecke 

 
unverändert  
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1. dies für die Durchführung bestimmter 
wissenschaftlicher Forschungsarbei-
ten erforderlich oder bei besonderen 
Kategorien personenbezogener Daten 
unbedingt erforderlich ist, 

2. eine Nutzung anonymisierter oder 
pseudonymisierter Daten zu diesem 
Zweck nicht möglich oder die Anony-
misierung oder Pseudonymisierung 
mit einem unverhältnismäßigen Auf-
wand verbunden ist und 

3. das öffentliche Interesse an der For-
schungsarbeit das schutzwürdige Inte-
resse der betroffenen Personen an 
dem Ausschluss der Übermittlung er-
heblich überwiegt. 

 
Bei der Abwägung nach Satz 1 Nummer 3 ist 
im Rahmen des öffentlichen Interesses das 
wissenschaftliche Interesse an dem For-
schungsvorhaben besonders zu berücksich-
tigen. 
 
(2) Die Übermittlung der Informationen er-
folgt durch Erteilung von Auskünften, wenn 
hierdurch der Zweck der Forschungsarbeit 
erreicht werden kann und die Erteilung kei-
nen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert. 
Andernfalls kann auch Einsichtnahme in Ak-
ten und Dateien gewährt werden. Die Akten 
und Dateien können zur Einsichtnahme 
übersandt oder übermittelt werden.  
 
(3) Personenbezogene Informationen wer-
den nur an solche Personen übermittelt, die 
Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichtete sind oder die zur 
Geheimhaltung verpflichtet worden sind. § 1 
Absatz 2, 3 und 4 Nummer 2 des Verpflich-
tungsgesetzes findet auf die Verpflichtung 
zur Geheimhaltung entsprechende Anwen-
dung. 
 
(4) Die personenbezogenen Informationen 
dürfen nur für die Forschungsarbeit verwen-
det werden, für die sie übermittelt worden 
sind. Die Verwendung für andere For-
schungsarbeiten oder die Weitergabe richtet 
sich nach den Absätzen 1 bis 3 und bedarf 
der Einwilligung der Stelle, die die Übermitt-
lung der Daten angeordnet hat. 
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(5) Die Informationen sind gegen unbefugte 
Kenntnisnahme durch Dritte zu schützen. 
Die wissenschaftliche Forschung betrei-
bende Stelle hat dafür zu sorgen, dass die 
Verwendung der personenbezogenen Daten 
räumlich und organisatorisch getrennt von 
der Erfüllung solcher Verwaltungsaufgaben 
oder Geschäftszwecke erfolgt, für die diese 
Informationen gleichfalls von Bedeutung sein 
können.  
 
(6) Sobald der Forschungszweck es erlaubt, 
sind die personenbezogenen Daten zu ano-
nymisieren. Solange dies noch nicht möglich 
ist, sind die Merkmale gesondert aufzube-
wahren, mit denen Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person zu-
geordnet werden können. Sie dürfen mit den 
Einzelangaben nur zusammengeführt wer-
den, soweit der Forschungszweck dies erfor-
dert. 
 
(7) Wer nach den Absätzen 1 bis 3 personen-
bezogene Informationen erhalten hat, darf 
diese nur veröffentlichen, wenn dies für die 
Darstellung von Forschungsergebnissen 
über Ereignisse der Zeitgeschichte unerläss-
lich ist. Die Veröffentlichung bedarf der Ein-
willigung der Stelle, die die Informationen 
übermittelt hat. 
 

  

Abschnitt 3 
Besondere Formen der Datenverarbei-

tung 
 

§ 20 
Erkennungsdienstliche Maßnahmen, 

Identitätsfeststellungsverfahren 
 

(1) Zur Sicherung des Vollzuges, zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt oder zur Identitätsfeststellung 
sind mit Kenntnis der Gefangenen zulässig: 
 
1. die Aufnahme von Lichtbildern, 
2. die Feststellung äußerlicher körperli-

cher Merkmale, 
3. Messungen und 
4. die Erfassung biometrischer Merkmale 

von Fingern, Händen und Gesicht. 
 

 Abschnitt 3 
Besondere Formen der Datenverarbei-

tung 
 

§ 20 
Erkennungsdienstliche Maßnahmen, 

Identitätsfeststellungsverfahren 
 

unverändert  
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(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen 
Daten oder Unterlagen werden zu den Ge-
fangenenpersonalakten genommen oder in 
personenbezogenen Dateien gespeichert. 
Fingerabdruckdaten sind elektronisch zu 
speichern. 
 
(3) Es können Fingerabdruckdaten von allen 
zehn Fingern genommen werden. Die An-
stalt übermittelt die von ihr nach Absatz 1 
Nummer 4 erhobenen Fingerabdruckdaten 
unverzüglich dem Landeskriminalamt, wenn 
nicht 
 
1. die Identität einer oder eines Gefange-

nen bereits anderweitig gesichert ist, 
2. ein Abgleich der Fingerabdruckdaten 

mit den dem Justizvollzug vorliegen-
den Daten möglich ist oder 

3. eine Gefährdung der Sicherheit der 
Anstalt ausgeschlossen werden kann. 

 
Das Landeskriminalamt veranlasst zum 
Zwecke der Identifizierung der Gefangenen 
den Abgleich der Fingerabdruckdaten. Wei-
chen die personenbezogenen Daten von den 
der Anstalt bekannten Daten ab, teilt das 
Landeskriminalamt der Anstalt die abwei-
chenden Daten mit. Die Daten dürfen auch 
im Wege eines automatisierten Abrufverfah-
rens oder einer regelmäßigen Datenüber-
mittlung abgefragt und übermittelt werden. 
Die Landesregierung regelt durch Rechts-
verordnung weitere Einzelheiten zur Daten-
erhebung und -übermittlung sowie zum Ver-
fahren der Ersuchen. Die Ermächtigung 
kann auf das für Justiz zuständige Ministe-
rium übertragen werden. Die Anstalt darf das 
Bundeskriminalamt auch unmittelbar um ei-
nen Abgleich der Fingerabdruckdaten ersu-
chen. Auch kann als Dienst das bestehende 
Abgleichverfahren mit dem Bundeskriminal-
amt über das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge genutzt werden. Die angefragten 
Behörden löschen die ihnen übermittelten 
personenbezogenen Daten, soweit diese 
nicht zur Dokumentation des Ersuchens er-
forderlich sind, sobald das Identitätsfeststel-
lungsverfahren abgeschlossen ist. Davon 
ausgenommen sind solche personenbezo-
genen Daten, die die angefragten Behörden 
aufgrund der für sie geltenden gesetzlichen 
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Grundlagen auch selbst hätten erheben dür-
fen. 
 
(4) Die nach den Absätzen 1 und 3 gewon-
nenen erkennungsdienstlichen Unterlagen 
und Daten dürfen von der Vollzugsbehörde 
im Übrigen nur für die in Absatz 1 und § 12 
Absatz 2 Nummer 4 genannten Zwecke ver-
arbeitet und übermittelt werden. Sie dürfen 
außerdem den Vollstreckungs- und Strafver-
folgungsbehörden sowie den für die Fahn-
dung und Festnahme zuständigen Polizei-
dienststellen übermittelt werden, soweit dies 
für Zwecke der Fahndung und Festnahme 
entwichener oder sich sonst ohne Erlaubnis 
außerhalb der Anstalt aufhaltender Gefange-
ner erforderlich ist. Die Übermittlung der Da-
ten oder Unterlagen an Polizeibehörden des 
Bundes oder der Länder ist auch zulässig, 
soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für erhebliche Rechtsgüter innerhalb 
der Anstalt erforderlich ist. Eine Übermittlung 
an öffentliche Stellen auf deren Ersuchen ist 
zulässig, soweit die Betroffenen verpflichtet 
wären, eine unmittelbare Erhebung der zu 
übermittelnden Daten durch die empfan-
gende Stelle zu dulden oder an einer solchen 
Erhebung mitzuwirken. Die ersuchende 
Stelle hat in ihrem Ersuchen die Rechts-
grundlage der Mitwirkungs- oder Duldungs-
pflicht mitzuteilen. Beruht diese Pflicht auf ei-
ner Regelung gegenüber dem Betroffenen 
im Einzelfall, weist die ersuchende Stelle zu-
gleich nach, dass eine entsprechende Rege-
lung ergangen und vollziehbar ist. 
 

  

(5) Gefangene, die nach Absatz 1 erken-
nungsdienstlich behandelt worden sind, kön-
nen nach der Entlassung aus dem Vollzug 
verlangen, dass die gewonnenen erken-
nungsdienstlichen Daten und Unterlagen mit 
Ausnahme der zu den Gefangenenpersonal-
akten genommenen oder elektronisch ge-
speicherten Lichtbilder, der Fingerabdruck-
daten und der Beschreibung von körperli-
chen Merkmalen vernichtet oder gelöscht 
werden, sobald die Vollstreckung der richter-
lichen Entscheidung, die dem Vollzug zu-
grunde gelegen hat, abgeschlossen ist. Sie 
sind über dieses Recht bei der erkennungs-
dienstlichen Behandlung und bei der Entlas-
sung aufzuklären. Im Übrigen gelten für die 
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Löschung, die Einschränkung der Verarbei-
tung und die Berichtigung die §§ 42 bis 44. 
 
(6) Absatz 5 Satz 1 gilt für Untersuchungsge-
fangene mit der Maßgabe, dass der An-
spruch auf Löschung mit der Aufhebung des 
Haftbefehls und der Entlassung aus der Haft 
entsteht. 
 
(7) Im Jugendarrest finden nur Absatz 1 
Nummer 1, Absatz 2 Satz 1 und die Absätze 
4 und 5 Anwendung. 
 

§ 21 
Sicherheitsanfrage 

 
(1) Zum Zwecke der Aufrechterhaltung der 
Sicherheit prüft die Anstalt, ob sicherheitsre-
levante Erkenntnisse über Gefangene und 
Personen, die zu der Anstalt nicht in einem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen und 
nicht im Auftrag einer anderen Behörde Zu-
gang begehren (anstaltsfremde Personen), 
vorliegen. Die Landesregierung bestimmt 
durch Rechtsverordnung nach allgemeinen 
Merkmalen, für welche Gefangenen- und 
Personengruppen regelmäßig von einer Si-
cherheitsanfrage abzusehen ist. Die Er-
mächtigung kann auf das für Justiz zustän-
dige Ministerium übertragen werden. 
 
(2) Sicherheitsrelevant sind Erkenntnisse 
über extremistische, insbesondere gewalt-
orientierte Einstellungen oder Kontakte zu 
derartigen Organisationen, Gruppierungen 
oder Personen. Namentlich wenn anstalts-
fremde Personen an der Behandlung von 
Gefangenen mitwirken, können auch Er-
kenntnisse über erhebliche strafrechtliche 
Verurteilungen, eine bestehende Suchtprob-
lematik oder andere für die Beurteilung der 
Zuverlässigkeit der Personen erhebliche 
Umstände sicherheitsrelevant sein. 
 

 § 21 
Sicherheitsanfrage 

 
unverändert  

(3) Eine anstaltsfremde Person ist über den 
Anlass der Sicherheitsanfrage, ihren Umfang 
sowie die Rechtsfolgen nach Absatz 10 vor 
der Einholung von Auskünften zu belehren. 
 
(4) Die Anstalt darf Behörden mit Sicher-
heitsaufgaben um Auskunft ersuchen. Insbe-
sondere darf sie 
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1. eine Auskunft nach § 41 Absatz 1 
Nummer 1 des Bundeszentralregister-
gesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. September 1984 
(BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 195), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732) ge-
ändert worden ist, einholen, 

2. Erkenntnisse der Polizeibehörden und 
3. Erkenntnisse der Verfassungsschutz-

behörde des Landes Nordrhein-West-
falen 

 
anfragen (Sicherheitsanfrage). 
 
Bestehen auf Grund der durch die beteiligten 
Stellen übermittelten Informationen Anhalts-
punkte für sicherheitsrelevante Erkenntnisse 
über die betroffene Person, kann die Anstalt 
im Einzelfall zur weiteren Sachaufklärung 
weitere Auskünfte oder Unterlagen bei Be-
hörden oder der betroffenen Person einho-
len. Die Vorschriften des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 7. 
März 1995 (GV. NRW. S. 210) in der jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt. 
 
(5) Die Anfrage nach Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 2 erstreckt sich nur auf die personenge-
bundenen Hinweise und die Erkenntnisse 
des polizeilichen Staatsschutzes. Bei der An-
frage nach Nummer 3 erfolgt die Abfrage des 
nachrichtendienstlichen Informationssys-
tems durch die Verfassungsschutzbehörde 
Nordrhein-Westfalen. 
 
(6) Von einer Sicherheitsanfrage über Ge-
fangene soll nur abgesehen werden, wenn 
im Einzelfall aufgrund einer Gesamtwürdi-
gung eine Gefährdung der Sicherheit der An-
stalt ausgeschlossen wird. Bei anstaltsfrem-
den Personen soll die Anstalt darüber hinaus 
ganz oder teilweise von einer Sicherheitsan-
frage absehen, wenn aufgrund des Anlas-
ses, der Art, des Umfangs oder der Dauer 
des Aufenthalts oder der Tätigkeit in der An-
stalt oder einer anderen Einrichtung des Jus-
tizvollzuges Nordrhein-Westfalen eine Ge-
fährdung der Sicherheit der Anstalt fernliegt. 
 
 
 

  

http://www.bgbl.de/Xaver/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&bk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@attr_id=%27bgbl184s1229.pdf%27%5D
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(7) Die Anstalt übermittelt den angefragten 
Behörden die Identitätsdaten, namentlich 
den Namen, die Vornamen, das Geburtsda-
tum, den Geburtsort und die Staatsangehö-
rigkeit der betroffenen Person. Betrifft die Si-
cherheitsanfrage Gefangene, sollen darüber 
hinaus bekannt gewordene Aliaspersona-
lien, die voraussichtliche Vollstreckungs-
dauer sowie das Aktenzeichen der der Voll-
streckung zugrunde liegenden Entscheidung 
mitgeteilt werden. 
 
(8) Die gemäß Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 
und 3 angefragten Behörden teilen der An-
stalt die sicherheitsrelevanten Erkenntnisse 
über die betroffene Person mit. Erkenntnis-
mitteilungen der Verfassungsschutzbehörde 
Nordrhein-Westfalen unterliegen den Über-
mittlungsvorschriften des Verfassungs-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
20. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995 S. 28), 
das zuletzt durch Gesetz vom 6. März 2018 
(GV. NRW. S. 144) geändert worden ist. Die 
genannten Behörden dürfen die in Absatz 7 
aufgeführten Daten für die Durchführung der 
Sicherheitsanfrage verarbeiten. Sie löschen 
die übermittelten personenbezogenen Da-
ten, sobald die Sicherheitsanfrage abge-
schlossen ist. Davon ausgenommen sind 
solche personenbezogenen Daten, die die 
Verfassungsschutzbehörde Nordrhein-
Westfalen aufgrund der für sie geltenden ge-
setzlichen Grundlagen erheben darf. 
 
(9) Die für die Sicherheitsanfrage erforderli-
chen personenbezogenen Daten dürfen im 
Wege einer regelmäßigen Datenübermitt-
lung abgefragt und übermittelt werden. Die 
Landesregierung regelt durch Rechtsverord-
nung weitere Einzelheiten zur Datenerhe-
bung und -übermittlung sowie zum Verfahren 
der Bearbeitung der Anfragen. Die Ermächti-
gung kann auf das für Justiz zuständige Mi-
nisterium übertragen werden. 
 

  

(10) Die Anstalt bewertet die ihr mitgeteilten 
Erkenntnisse über eine Person auf Grund ei-
ner Gesamtwürdigung des Einzelfalls. Die 
Anstaltsleitung entscheidet, ob sie einer an-
staltsfremden Person nicht oder nur unter 
Beschränkungen Zutritt zur Anstalt gewährt 
oder sie nicht oder nur unter Beschränkun-
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gen zu der angestrebten Tätigkeit in der An-
stalt zulässt. Dies gilt entsprechend, wenn 
die anstaltsfremde Person eine Sicherheits-
anfrage verweigert. Kann eine für geboten 
erachtete Sicherheitsanfrage nicht rechtzei-
tig abgeschlossen werden, kann eine Tätig-
keit in der Anstalt vorübergehend unter Be-
aufsichtigung aufgenommen oder ein Zutritt 
zu der Anstalt vorläufig unter Beaufsichti-
gung bewilligt werden, wenn dies erforderlich 
ist. 
 
(11) Im Rahmen der Sicherheitsanfrage ge-
wonnene personenbezogene Daten sind in 
gesonderten Akten oder personenbezoge-
nen Dateien zu führen oder zu verarbeiten. 
 
(12) Die Verarbeitungs- und Übermittlungs-
befugnis für personenbezogene Daten über 
Gefangene zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit in der Anstalt schließt die Verarbei-
tungsbefugnis für personenbezogene Daten 
zum Zwecke der Behandlung der Gefange-
nen ein. Eine Übermittlung der gewonnenen 
personenbezogenen Daten an öffentliche 
Stellen ist nur für Maßnahmen des ambulan-
ten Sozialen Dienstes der Justiz und der Ju-
gendgerichtshilfe zulässig. Eine Übermitt-
lung zu anderen Zwecken erfolgt nur nach 
Maßgabe des § 12 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 
und zur Verhinderung oder Verfolgung er-
heblicher Straftaten. Im Übrigen gelten für 
die Löschung, die Einschränkung der Verar-
beitung und die Berichtigung die §§ 42 bis 
44. 
 
(13) Für die Verarbeitung und Übermittlung 
personenbezogener Daten über anstalts-
fremde Personen gelten § 12 Absatz 3 und 
§ 13 Absatz 7 entsprechend. Die Unterlagen 
oder elektronisch gespeicherten personen-
bezogenen Daten über anstaltsfremde Per-
sonen sind innerhalb eines Jahres nach Ab-
schluss der Sicherheitsanfrage zu vernichten 
oder zu löschen, wenn die betroffene Person 
keine Tätigkeit im Justizvollzug aufnimmt, es 
sei denn, die betroffene Person willigt in die 
weitere Aufbewahrung ein. Im Übrigen sind 
die Unterlagen oder elektronischen Daten 
fünf Jahre nach dem Ausscheiden aus der 
Tätigkeit zu vernichten oder zu löschen, es 
sei denn, die betroffene Person willigt in die 
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weitere Aufbewahrung ein oder es ist beab-
sichtigt, die betroffene Person in absehbarer 
Zeit erneut mit einer Tätigkeit im Justizvoll-
zug zu betrauen. 
 
(14) Eine erneute Sicherheitsanfrage kann 
erfolgen, wenn neue sicherheitsrelevante Er-
kenntnisse vorliegen. Die Überprüfung an-
staltsfremder Personen soll darüber hinaus 
spätestens nach Ablauf einer Frist von 18 
Monaten wiederholt werden. 
 
(15) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Ab-
sätze 3 bis 5, 7 bis 11 sowie die Absätze 13 
und 14 gelten entsprechend für Besucherin-
nen und Besucher. Eine Sicherheitsanfrage 
ist nur veranlasst, wenn tatsächliche An-
haltspunkte Sicherheitsbedenken nahele-
gen. Bei einer Sicherheitsanfrage teilt die 
Anstalt den in Absatz 4 genannten Behörden 
mit, für welche Gefangenen die Zulassung 
zum Besuch begehrt wird. 
 
(16) Die Absätze 1 bis 15 finden im Jugend-
arrest keine Anwendung. 
 

  

§ 22 
Identitätsfeststellung anstaltsfremder 

Personen 
 
(1) Die Vollzugsbehörden sind befugt, zur Er-
füllung ihrer gesetzlichen Aufgaben als ho-
heitliche Maßnahme die Identität von an-
staltsfremden Personen festzustellen. Das 
Betreten der Anstalt durch anstaltsfremde 
Personen kann davon abhängig gemacht 
werden, dass diese zur Identitätsfeststellung 
 
1. ihre Namen, ihre Vornamen und ihre 

Anschrift angeben und durch amtliche 
Ausweise nachweisen und 

2. die biometrische Erfassung von Merk-
malen der Finger, Hände und des Ge-
sichts dulden, soweit tatsächliche An-
haltspunkte die Annahme rechtferti-
gen, dass dies erforderlich ist, um im 
Einzelfall den Austausch von Gefan-
genen zu verhindern. 

 
(2) Die weiteren Bestimmungen der Voll-
zugsgesetze über die Zulassung und Durch-
führung von Besuchen bleiben unberührt. 
 

 § 22 
Identitätsfeststellung anstaltsfremder 

Personen 
 
unverändert  
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§ 23 
Gefangenenausweise 

 
(1) Die Vollzugsbehörde kann Gefangene 
aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt verpflichten, einen Ausweis mit 
sich zu führen, der mit einem Lichtbild zu ver-
sehen oder elektronisch lesbar ist. Dabei ist 
sicherzustellen, dass der Ausweis nur die zur 
Erreichung dieser Zwecke notwendigen Da-
ten enthält. Der Ausweis ist bei der Entlas-
sung oder bei der Verlegung in eine andere 
Anstalt einzuziehen und unverzüglich zu ver-
nichten. 
 
(2) Die Ausweise dürfen mit Einrichtungen 
versehen werden, die die Auslesung mittels 
Funk- oder Digitaltechnik ermöglichen. Auf 
diese Weise darf allein ein eindeutiges pseu-
donymisiertes Merkmal auslesbar sein. Die 
Erstellung von Bewegungsprofilen ist unzu-
lässig. 
 

 § 23 
Gefangenenausweise 

 
unverändert  

§ 24 
Einsatz von Videotechnik 

 
(1) Das Anstaltsgelände sowie das Innere 
der Anstaltsgebäude dürfen aus Gründen 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt mit-
tels Videotechnik überwacht werden. 
 
(2) Jede Anstalt, die optisch-elektronische 
Einrichtungen einsetzt, hat ein einheitliches 
Konzept zur optisch-elektronischen Überwa-
chung der baulichen Anlagen zu erstellen, in 
dem die Gründe für die Videoüberwachung 
dokumentiert werden. Das Konzept hat alle 
betriebsfähigen Einrichtungen sowie die von 
ihnen erfassten Bereiche in kartenmäßiger 
Darstellung zu enthalten und ist laufend fort-
zuschreiben. Anstelle einer kartenmäßigen 
Darstellung kann eine tabellarische Über-
sicht über alle optisch-elektronischen Ein-
richtungen erstellt werden, die eine Be-
schreibung der optisch-elektronisch über-
wachten Bereiche in Textform enthält.  
 
 
 
 
 
 

 § 24 
Einsatz von Videotechnik 

 
(1) unverändert  
 
 
 
 
(2) unverändert  
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(3) Bei der Planung optisch-elektronischer 
Einrichtungen ist sicherzustellen, dass 
 
1. die Überwachung nur insoweit erfolgt, 

als dies für die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung erforderlich 
ist, insbesondere um das Betreten be-
stimmter Zonen durch Unbefugte oder 
das Einbringen verbotener Gegen-
stände zu verhindern, 

2. den Gefangenen in der Anstalt ange-
messene Bereiche verbleiben, in de-
nen sie nicht mittels optisch-elektroni-
scher Einrichtungen überwacht wer-
den, und 

3. die ständig besetzten Arbeitsplätze 
der Beschäftigten von der Überwa-
chung mittels optisch-elektronischer 
Einrichtungen ausgenommen bleiben, 
sofern dies nicht die Sicherheit der An-
stalt beeinträchtigt. 

 
(4) Bei Gefangenentransporten ist der Ein-
satz optisch-elektronischer Einrichtungen 
zur Überwachung einzelner Bereiche des 
Transportfahrzeuges zulässig, soweit dies 
aus Gründen der Sicherheit und Ordnung o-
der der Sicherung des Vollzuges erforderlich 
ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Person überwiegen. 
 

 (3) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) unverändert  

(5) Die Überwachung mittels Videotechnik ist 
durch geeignete Hinweise erkennbar zu ma-
chen. § 37 bleibt unberührt. 
 
(6) Bildaufzeichnungen sind spätestens zwei 
Wochen nach ihrer Erhebung zu löschen, so-
weit nicht ihre Speicherung aus den Gründen 
des § 12 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 weiterhin 
erforderlich ist. Sie sind unverzüglich zu lö-
schen, wenn schutzwürdige Interessen der 
Betroffenen einer weiteren Verarbeitung ent-
gegenstehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (5) unverändert  
 
 
 
(6) unverändert  
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(7) Die Beobachtung von Gefangenen in 
Hafträumen mittels Videotechnik erfolgt nur 
nach Maßgabe des § 69 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen, des § 50 des 
Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen, des § 27 des Untersuchungshaft-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen, des 
§ 69 des Sicherungsverwahrungsvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen sowie des 
§ 22 des Jugendarrestvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen. Bildaufzeichnungen 
sind insoweit nicht zulässig, es sei denn, 
dass die Verarbeitung für die Entwicklung 
und Nutzung von Assistenzsystemen, die 
eine automatisierte Situationseinschätzung 
als Instrument der Suizidverhinderung mög-
lich machen, unerlässlich ist. 
 
(8) Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Einzelheiten der Ein-
richtung eines Assistenzsystems nach Ab-
satz 7 Satz 2. Die empfangende Stelle, die 
Datenart und der Zweck des Abrufs sind fest-
zulegen. Die Rechtsverordnung hat zudem 
Maßnahmen der Datensicherung und Kon-
trolle vorzusehen, die in einem angemesse-
nen Verhältnis zu dem angestrebten Schutz-
zweck stehen. Die oder der Landesbeauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfrei-
heit ist vorher zu unterrichten. Die Ermächti-
gung zum Erlass der Rechtsverordnung 
kann auf das für Justiz zuständige Ministe-
rium übertragen werden.  
 

 (7) Die Beobachtung von Gefangenen in 
Hafträumen mittels Videotechnik erfolgt nur 
nach Maßgabe des § 69 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen, des § 50 des 
Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen, des § 27 des Untersuchungshaft-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen, des 
§ 69 des Sicherungsverwahrungsvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen sowie des 
§ 22 des Jugendarrestvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen. Bildaufzeichnungen 
sind insoweit nicht zulässig, es sei denn, 
dass die Verarbeitung für die Nutzung von 
Assistenzsystemen, die eine automatisierte 
Situationseinschätzung als Instrument der 
Suizidverhinderung möglich machen, uner-
lässlich ist. 
 
(8) unverändert  

§ 25 
Optisch-elektronische Einrichtungen im 

Umfeld der Anstalt 
 
(1) Die Überwachung öffentlich frei zugängli-
chen Raumes außerhalb der Grenzen der 
Anstalt mittels optisch-elektronischer Ein-
richtungen ist nur in dem Umfang zulässig, 
wie dies aufgrund der örtlichen Gegebenhei-
ten zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung in der Anstalt oder der Sicherung 
des Vollzuges, insbesondere um Fluchtver-
suche sowie Überwürfe oder Abwürfe von 
Gegenständen auf dem Anstaltsgelände zu 
verhindern, erforderlich ist und keine An-
haltspunkte dafür bestehen, dass schutzwür-
dige Interessen betroffener Personen über-
wiegen. 
 

 § 25 
Optisch-elektronische Einrichtungen im 

Umfeld der Anstalt 
 
unverändert  
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(2) § 24 Absatz 2, 3, 5 und 6 gilt entspre-
chend.  
 

§ 26 
Auslesen von Datenspeichern, Verarbei-

tung, Löschung 
 
(1) Elektronische Datenspeicher sowie elekt-
ronische Geräte mit Datenspeichern, die Ge-
fangene ohne Erlaubnis der Anstalt in Ge-
wahrsam haben, dürfen auf einzelfallbezo-
gene schriftliche Anordnung der Anstaltslei-
tung ausgelesen werden, soweit tatsächliche 
Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, 
dass dies zu vollzuglichen oder zu den in § 
12 Absatz 2 Nummer 2, 4 oder 5 genannten 
Zwecken erforderlich ist. Die so erhobenen 
Daten dürfen nur verarbeitet werden, soweit 
dies zu den in Satz 1 genannten Zwecken er-
forderlich ist. 
 
(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dür-
fen nicht weiter verarbeitet werden, soweit 
sie 
 
1. zum Kernbereich der privaten Lebens-

gestaltung Dritter gehören oder 
2. zum Kernbereich der privaten Lebens-

gestaltung Gefangener gehören und 
die weitere Verarbeitung auch unter 
Berücksichtigung der in Absatz 1 ge-
nannten vollzuglichen Interessen an 
der Verarbeitung sowie der Unzuläs-
sigkeit des Besitzes und der Nutzung 
des Datenspeichers für die betroffe-
nen Gefangenen unzumutbar ist. 

 

 § 26 
Auslesen von Datenspeichern, Verarbei-

tung, Löschung 
 
unverändert 

Insoweit sind die Daten unverzüglich zu lö-
schen. Die Erfassung und die Löschung der 
Daten sind zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation darf ausschließlich für Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 
zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht 
mehr erforderlich ist, spätestens jedoch am 
Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der 
Dokumentation folgt. 
 
(3) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme 
über die Möglichkeit des Auslesens von Da-
tenspeichern zu belehren. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 finden im Jugendar-
rest keine Anwendung. 
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§ 27 
Elektronische Aufenthaltsüberwachung 

 
(1) Die elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung erfolgt durch die ergänzende techni-
sche Beaufsichtigung einer oder eines Ge-
fangenen bei einer Ausführung in Begleitung 
von Bediensteten der Anstalt. Die elektroni-
sche Aufenthaltsüberwachung dient dem 
Zweck, im Falle einer Entweichung der zu 
überwachenden Person diese auf der 
Grundlage eines Bewegungsprofils erleich-
tert wieder ergreifen zu können. Die elektro-
nische Aufenthaltsüberwachung endet mit 
der ordnungsgemäßen Rückkehr der zu 
überwachenden Person in die Anstalt. 
 
(2) Zur elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung kann die für die elektronische Aufent-
haltsüberwachung zuständige zentrale Da-
tenverarbeitungsstelle Daten über den Auf-
enthaltsort der Gefangenen und den Zeit-
punkt der Datenerhebung (aufenthaltsbezo-
gene Daten) mit der zugelassenen Technik, 
namentlich mittels Global Positioning (GPS) 
und Funksystemen, durch Empfangsgeräte 
erheben. Es kann als Sender ein Überwa-
chungsgerät zur automatisierten Identifika-
tion und Lokalisierung mit dem Hand- oder 
Fußgelenk der zu überwachenden Person so 
verbunden werden, dass eine ordnungsge-
mäße Trennung nur durch die Anstalt oder 
die Überwachungsstelle erfolgen kann. 
 

 § 27 
Elektronische Aufenthaltsüberwachung 

 
unverändert 

(3) Datenverantwortliche Stelle ist das für 
Justiz zuständige Ministerium. Es kann die 
gemeinsame Überwachungsstelle der Län-
der nach Maßgabe der folgenden Absätze 
mit der elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung beauftragen. 
 
(4) Zur Einhaltung der Zweckbindung erfolgt 
die Erhebung und Verarbeitung der aufent-
haltsbezogenen Daten automatisiert. Bei je-
dem Abruf sind zumindest der Zeitpunkt, die 
abgerufenen Daten und die Bearbeiter zu 
protokollieren. 
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(5) Die zentrale Datenverarbeitungsstelle 
weist den mit dem Hand- oder Fußgelenk der 
zu überwachenden Personen zu verbinden-
den Überwachungsgeräten eine Identifikati-
ons-nummer zu, die personenbezogene Da-
ten der zu überwachenden Personen nicht 
enthalten darf. Die zuständige Anstalt ordnet 
ein mit einer Identifikationsnummer versehe-
nes Über-wachungsgerät rechtzeitig vor ei-
ner Ausführung einer bestimmten zu über-
wachenden Person zu und beauftragt die 
zentrale Daten-verarbeitungsstelle für die 
Zeit der Ausführung mit der elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung. In dem Auftrag 
sind nur die zugeordnete Identifikationsnum-
mer des eingesetzten Überwachungsgerä-
tes sowie der voraussichtliche Zeitraum der 
Überwachung zu benennen. Der Überwa-
chungsstelle ist ein Personendatenblatt zu 
übersenden, das die für die Zuordnung der 
Überwachung erforderlichen personenbezo-
genen Daten und die für den Alarmfall erfor-
derlichen Angaben enthalten darf. In das 
Personen-datenblatt dürfen namentlich An-
gaben über die zuständige Anstalt, ihre Er-
reichbarkeit, den Namen der die Ausführung 
begleitenden Bediensteten und die im Falle 
einer Entweichung für die Fahndung und 
Wiederergreifung zuständige Polizeidienst-
stelle aufgenommen werden. In der Mittei-
lung an die Überwachungsstelle dürfen dar-
über hinaus die Vor- und Nachnamen und 
das Geburtsdatum der zu überwachenden 
Person sowie das Datum, der Zeitpunkt und 
der Ort der Ausführung angegeben werden. 
 

  

(6) Das Überwachungsgerät ist durch Be-
dienstete der Anstalt anzulegen und die zu 
überwachende Person ist vor der ersten 
Ausführung in die Funktionsweise und die 
möglichen rechtlichen Folgen einer gewalt-
samen Entfernung des Überwachungsgerä-
tes einzuweisen. Die Einweisung ist zu doku-
mentieren. 
 
(7) Die nach Absatz 1 erhobenen aufent-
haltsbezogenen Daten sind nach Abschluss 
der Ausführung innerhalb einer Frist von 24 
Stunden automatisiert zu löschen. Hierzu 
teilt die Anstalt der Überwachungsstelle un-
verzüglich das Ende der elektronischen Auf-
enthaltsüberwachung mit, die die Löschung 
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der Daten veranlasst, soweit nicht eine wei-
tere Verarbeitung im Einzelfall zur Aufklä-
rung und Ahndung eines Pflichtenverstoßes, 
zur Aufklärung oder Verfolgung von Strafta-
ten oder zur Abwehr erheblicher gegenwärti-
ger Gefahr für das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder 
die sexuelle Selbstbestimmung Dritter erfor-
derlich ist. Ist die automatisierte Löschung 
der aufenthaltsbezogenen Daten zu diesen 
Zwecken auszusetzen, beantragt die Anstalt 
dies unverzüglich bei der Überwachungs-
stelle. Für die erweiterten Zwecke darf die 
Überwachungsstelle die Daten mit Einwilli-
gung der Anstalt unmittelbar den zuständi-
gen Polizei- und Strafverfolgungsbehörden 
übermitteln. 
 
(8) Im Falle einer Entweichung lösen die die 
Ausführung begleitenden Bediensteten un-
verzüglich den Alarmfall aus. Hierzu benach-
richtigen sie unverzüglich die Überwa-
chungsstelle über die Entweichung. Die Ver-
pflichtung der Anstalt und der Bediensteten 
zur unverzüglichen Benachrichtigung der zu-
ständigen Polizeidienststelle bleibt unbe-
rührt. Die Überwachungsstelle darf den für 
die Fahndung oder die Wiederergreifung zu-
ständigen Polizeidienststellen die bei der 
elektronischen Aufenthaltsüberwachung er-
hobenen aufenthaltsbezogenen Daten un-
mittelbar mitteilen. Absatz 7 gilt entspre-
chend. Die Frist des Absatzes 7 Satz 1 be-
ginnt mit der Wiederergreifung der oder des 
Gefangenen oder mit der Beendigung der 
elektronischen Aufenthaltsüberwachung. 
 
(9) Die Absätze 1 bis 8 finden im Jugendar-
rest keine Anwendung. 
 

  

§ 28 
Fallkonferenzen 

 
(1) Die Vollzugsbehörden dürfen personen-
bezogene Daten, einschließlich solcher be-
sonderer Kategorien, die sie zulässig erho-
ben haben, insbesondere den voraussichtli-
chen Entlassungszeitpunkt, die voraussicht-
liche Entlassungsadresse sowie die Voll-
zugs- und Eingliederungspläne, aus Anlass 
und im Rahmen von Fallkonferenzen 
 
 

 § 28 
Fallkonferenzen 

 
(1) Die Vollzugsbehörden dürfen personen-
bezogene Daten, einschließlich solcher be-
sonderer Kategorien, die sie zulässig erho-
ben haben, insbesondere den voraussichtli-
chen Entlassungszeitpunkt, die voraussicht-
liche Entlassungsadresse sowie die Voll-
zugs- und Eingliederungspläne, zur Vorbe-
reitung, Durchführung und Nachbereitung 
von Fallkonferenzen 
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1. den Polizeibehörden des Bundes und 
der Länder übermitteln, sofern  

 
a) tatsächliche Anhaltspunkte für die 

nach einer Entlassung fortdau-
ernde erhebliche Gefährlichkeit 
von Gefangenen für die Allge-
meinheit vorliegen oder Füh-
rungsaufsicht angeordnet wurde 
und  

b) dies zur vorbeugenden Bekämp-
fung von Straftaten von erhebli-
cher Bedeutung erforderlich ist, o-
der 

 
2. den Verfassungsschutzbehörden des 

Bundes und der Länder übermitteln, 
sofern  
 
a) bestimmte Tatsachen den Ver-

dacht für Tätigkeiten oder Bestre-
bungen nach § 12 Absatz 2 Num-
mer 1 begründen und 

b) eine damit im Zusammenhang 
stehende Gefahr für die Sicherheit 
der Anstalt oder die Erreichung 
des Vollzugsziels in einem über-
schaubaren Zeitraum einzutreten 
droht und dies zur Verhütung die-
ser Gefahren erforderlich ist.  

 

1. den Polizeibehörden des Bundes und 
der Länder übermitteln, sofern  

 
a) tatsächliche Anhaltspunkte für die 

nach einer Entlassung fortdau-
ernde erhebliche Gefährlichkeit von 
Gefangenen für die Allgemeinheit 
vorliegen oder Führungsaufsicht 
angeordnet wurde und  

 
b) dies zur vorbeugenden Bekämp-

fung von Straftaten von erheblicher 
Bedeutung erforderlich ist, oder 

 
 
2. den Verfassungsschutzbehörden des 

Bundes und der Länder übermitteln, so-
fern  

 
a) bestimmte Tatsachen den Verdacht 

für Tätigkeiten oder Bestrebungen 
nach § 12 Absatz 2 Nummer 1 be-
gründen und 

b) eine damit im Zusammenhang ste-
hende Gefahr für die Sicherheit der 
Anstalt oder die Erreichung des 
Vollzugsziels in einem überschau-
baren Zeitraum einzutreten droht 
und dies zur Verhütung dieser Ge-
fahren erforderlich ist.  

 
(2) Der Datenaustausch darf auch in Fallkon-
ferenzen zur Vorbereitung von Ausführun-
gen, Vorführungen, Ausantwortungen, Über-
stellungen und Verlegungen bei tatsächli-
chen Anhaltspunkten für eine Gefahr der 
Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen 
Personen oder Sachen von bedeutendem 
Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Inte-
resse geboten ist, und der Selbstverletzung 
oder Selbsttötung von Gefangenen stattfin-
den.  
 
(3) Behördenübergreifende Fallkonferenzen 
dürfen zwischen den Vollzugsbehörden, den 
Polizeibehörden des Bundes und der Länder 
und den Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder stattfinden, sofern  
 
1. bestimmte Tatsachen den Verdacht 

für Tätigkeiten oder Bestrebungen 
nach § 12 Absatz 2 Nummer 1 be-
gründen und 

 (2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
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2. bestimmte Tatsachen die Annahme ei-
ner gegenwärtigen Gefahr für Leib, Le-
ben, Gesundheit oder Freiheit einer 
Person oder für Sachen von erhebli-
chem Wert, deren Erhaltung im öffent-
lichen Interesse geboten ist, begrün-
den und die Durchführung von Fall-
konferenzen zur Verhütung dieser Ge-
fahren erforderlich erscheint. 

 
(4) An den Fallkonferenzen können die Straf-
vollstreckungsbehörden, die Strafvollstre-
ckungskammer, der Jugendrichter als Voll-
streckungsleiter nach § 82 Absatz 1 Satz 2 
des Jugendgerichtsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch Ar-
tikel 4 des Gesetzes vom 27. August 2017 
(BGBl. I S. 3295) geändert worden ist, der 
ambulante Soziale Dienst und die Nachsor-
geambulanzen beteiligt werden.  
 
(5) Die Vollzugsbehörden dürfen aus Anlass 
und im Rahmen von Fallkonferenzen perso-
nenbezogene Daten, einschließlich solcher 
besonderer Kategorien, bei den Polizeibe-
hörden des Bundes und der Länder, den 
Verfassungsschutzbehörden des Bundes 
und der Länder und den anderen beteiligten 
Behörden für vollzugliche Zwecke erheben 
und verarbeiten.  
 

 (4) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Vollzugsbehörden dürfen zur Vorbe-
reitung, Durchführung und Nachbereitung 
von Fallkonferenzen personenbezogene Da-
ten, einschließlich solcher besonderer Kate-
gorien, bei den Polizeibehörden des Bundes 
und der Länder, den Verfassungsschutzbe-
hörden des Bundes und der Länder und den 
anderen beteiligten Behörden für vollzugli-
che Zwecke erheben und verarbeiten.  
 

(6) Die Vollzugsbehörden dokumentieren die 
Gründe für die Fallkonferenz sowie die Teil-
nehmer und die wesentlichen Ergebnisse 
der Fallkonferenz. Die im Rahmen der Fall-
konferenzen gewonnenen personenbezoge-
nen Daten sind in gesonderten Akten oder in 
personenbezogenen Dateien zu verarbeiten. 
 
(7) Der Datenaustausch nach anderen Best-
immungen dieses Gesetzes bleibt unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (6) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
(7) unverändert  
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Abschnitt 4 
Elektronische Aktenführung, Datenverar-
beitung im Auftrag, Verzeichnis von Ver-
arbeitungstätigkeiten und automatisierte 

Verarbeitung 
 

§ 29 
Elektronische Aktenführung, Datenverar-
beitung im Auftrag, Verzeichnis von Ver-

arbeitungstätigkeiten 
 

(1) Gefangenenpersonalakten, Gesund-
heitsakten oder sonstige Akten können auch 
elektronisch geführt werden.  
 
(2) Für eine Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten im Auftrag und das Verzeichnis 
von Verarbeitungstätigkeiten gelten die §§ 
52, 53 und 70 Absatz 2 des Datenschutzge-
setzes Nordrhein-Westfalen.  
 

 Abschnitt 4 
Elektronische Aktenführung, Datenverar-
beitung im Auftrag, Verzeichnis von Ver-
arbeitungstätigkeiten und automatisierte 

Verarbeitung 
 

§ 29 
Elektronische Aktenführung, Datenverar-
beitung im Auftrag, Verzeichnis von Ver-

arbeitungstätigkeiten 
 

unverändert  

§ 30 
Zentrale Datei, Einrichtung automatisier-

ter Übermittlungsverfahren 
 
(1) Die nach Maßgabe dieses Gesetzes zu 
verarbeitenden Daten können im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes für die Vollzugsbe-
hörden in einer zentralen Datei gespeichert 
werden. Die speichernde Stelle hat zu ge-
währleisten, dass die Verarbeitung der Da-
ten nach Maßgabe des § 35 protokolliert 
wird.  
 
(2) Die Einrichtung eines gemeinsamen oder 
verbundenen automatisierten Verfahrens, in 
dem innerhalb einer Vollzugsbehörde oder in 
oder aus mehreren Vollzugsbehörden perso-
nenbezogene Daten automatisiert verarbei-
tet werden und abgerufen werden können, 
ist zulässig, soweit die automatisierte Über-
mittlung von Daten zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung in den Anstalten  
oder anderen Einrichtungen des Vollzuges, 
zu Zwecken der Behandlung oder der Nach-
sorge von Gefangenen, aus Gründen der 
Vereinfachung der Verwaltung oder zur 
Wahrnehmung von Kontroll- und Aufsichts-
befugnissen der Aufsichtsbehörde unter Be-
rücksichtigung der schutzwürdigen Belange 
der betroffenen Personen und der Aufgaben 
der beteiligten Stellen angemessen ist. Die 

 § 30 
Zentrale Datei, Einrichtung automatisier-

ter Übermittlungsverfahren 
 
unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3756 

 
 

48 

Verantwortung für die Einrichtung von auto-
matisierten Verfahren, Verbundverfahren 
und Verbunddateien trägt das für Justiz zu-
ständige Ministerium oder die von ihm für 
das jeweilige Fachverfahren bestimmte 
Stelle. Innerhalb einer speichernden Stelle 
legt die Leitung der Einrichtung den Umfang 
der Verarbeitungsbefugnis in den einzelnen 
Aufgabengebieten im Einvernehmen mit 
dem für Justiz zuständigen Ministerium fest. 
 
(3) Die elektronische Übermittlung personen-
bezogener Daten Gefangener an die einge-
richteten Zentralstellen des Vollzuges erfolgt 
im automatisierten Verfahren. 
 
(4) Die Staatsanwaltschaften bei den Gerich-
ten des Landes Nordrhein-Westfalen sind 
befugt, personenbezogene Daten über Frei-
heitsentziehungen im automatisierten Ver-
fahren abzurufen, soweit diese Daten für 
Zwecke der Strafrechtspflege erforderlich 
sind. 
 
(5) Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Einzelheiten der Ein-
richtung automatisierter Übermittlungs- und 
Abrufverfahren. Die empfangende Stelle, die 
Datenart und der Zweck des Abrufs sind fest-
zulegen. Die Rechtsverordnung hat zudem 
Maßnahmen der Datensicherung und der 
Kontrolle vorzusehen, die in einem ange-
messenen Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutzzweck stehen. Die oder der Landes-
beauftragte für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit ist vorher zu unterrichten. Die Er-
mächtigung zum Erlass der Rechtsverord-
nung kann auf das für Justiz zuständige Mi-
nisterium übertragen werden. Die Vorschrif-
ten über die Zulässigkeit des einzelnen Ab-
rufs bleiben unberührt. 
 

  

(6) Die am Abrufverfahren beteiligten Stellen 
haben die nach § 33 erforderlichen Maßnah-
men zu treffen. 
 
(7) Erfolgt die Übermittlung oder der Abruf 
von personenbezogenen Daten im automati-
sierten Verfahren oder im automatisierten 
Verbundverfahren, so trägt der Empfänger 
die Verantwortung für die Rechtmäßigkeit 
des Abrufs. 
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(8) Die Absätze 1 bis 7 sind auf die Zulas-
sung regelmäßiger Datenübermittlungen 
entsprechend anzuwenden. 
 
(9) Die Zulässigkeit der automatisierten 
Übermittlung der in § 32 Absatz 2 des Bun-
deskriminalamtgesetzes vom 7. Juli 1997 
(BGBl. I S. 1650), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 1. Juni 2017 (BGBl. I S. 
1354) geändert worden ist, jeweils angeführ-
ten personenbezogenen Daten bleibt unbe-
rührt. 
 
(10) Das Land kann mit anderen Ländern 
und dem Bund in einem automatisierten Ver-
fahren Daten austauschen oder einen Da-
tenverbund vereinbaren, der eine automati-
sierte Datenübermittlung ermöglicht. Die Ab-
sätze 1, 2 und 5 bis 8 gelten entsprechend.   
 
(11) Die Absätze 1 bis 10 finden im Jugend-
arrest keine Anwendung. 
 

  

Abschnitt 5 
Schutzanforderungen 

 

 Abschnitt 5 
Schutzanforderungen 

 
§ 31 

Zweckbindung 
 
(1) Öffentliche Stellen dürfen personenbezo-
gene Daten, die ihnen nach Maßgabe dieses 
Gesetzes übermittelt worden sind, nur wei-
terverarbeiten, soweit dies für die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben erforderlich oder bei 
besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten unbedingt erforderlich ist. Eine Weiter-
verarbeitung darf auch dann erfolgen, wenn 
in einem Verwaltungsvorgang mehrere öf-
fentliche Stellen beteiligt sind und es der 
Weiterverarbeitung der übermittelten Daten 
bedarf, die Weiterverarbeitung der Wahrneh-
mung von Aufsichts- und Kontrollbefugnis-
sen, der Rechnungsprüfung oder der Durch-
führung von Organisationsuntersuchungen 
dient oder die Daten auch für diese anderen 
Zwecke hätten übermittelt werden dürfen. 
Zulässig ist auch die Verarbeitung zu Ausbil-
dungs- und Prüfungszwecken, soweit nicht 
berechtigte Interessen der betroffenen Per-
son an der Geheimhaltung der Daten offen-
sichtlich überwiegen. 
 

 § 31 
Zweckbindung 

 
unverändert  
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(2) Von der Vollzugsbehörde übermittelte 
personenbezogene Daten dürfen von nicht 
öffentlichen Stellen nur zu dem Zweck wei-
terverarbeitet werden, zu dessen Erfüllung 
sie auch übermittelt worden sind. Die emp-
fangende Stelle darf diese Daten für andere 
Zwecke nur verarbeiten, soweit sie ihr auch 
für diese Zwecke hätten überlassen werden 
dürfen und wenn die übermittelnde Vollzugs-
behörde zugestimmt hat.  
 
(3) Die Vollzugsbehörde weist den Empfän-
ger auf die Zweckbindung hin. 
 

  

§ 32 
Erkenntnisse aus Überwachungs- und 

Kontrollmaßnahmen 
 
Die bei der Beaufsichtigung oder der Über-
wachung der Besuche, der Überwachung 
der Telekommunikation, der Sichtkontrolle  
oder der Überwachung des Schriftwechsels 
oder der Kontrolle des Inhalts von Paketen 
bekannt gewordenen personenbezogenen 
Daten dürfen nur 
 
1. für die in § 12 Absatz 2 aufgeführten 

Zwecke, 
2. für den gerichtlichen Rechtsschutz im 

Zusammenhang mit diesem Gesetz  
oder den Vollzugsgesetzen, 

3. zur Wahrung der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt oder 

4. nach Anhörung des Gefangenen zum 
Zweck der Behandlung 

 
verarbeitet werden. 

 

 § 32 
Erkenntnisse aus Überwachungs- und 

Kontrollmaßnahmen 
 
unverändert  

§ 33 
Schutz besonderer Daten 

 
(1) Das religiöse oder weltanschauliche Be-
kenntnis Gefangener und personenbezo-
gene Daten, die anlässlich medizinischer 
Untersuchungen erhoben worden sind, so-
wie andere personenbezogene Daten be-
sonderer Kategorien dürfen in der Anstalt 
nicht allgemein kenntlich gemacht werden. 
Andere personenbezogene Daten über Ge-
fangene dürfen innerhalb der Anstalt allge-
mein kenntlich gemacht werden, soweit dies 
für ein geordnetes Zusammenleben in der 

 § 33 
Schutz besonderer Daten 

 
unverändert  
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Anstalt erforderlich ist. § 12 Absatz 2 und die 
§§ 32, 43 Absatz 1 bleiben unberührt.  
 
(2) Personenbezogene Daten, die den in § 
203 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 des 
Strafgesetzbuches genannten Personen von 
Gefangenen als Geheimnis anvertraut oder 
über Gefangene sonst bekannt geworden 
sind, unterliegen auch gegenüber der Voll-
zugsbehörde der Schweigepflicht. Die in § 
203 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 des 
Strafgesetzbuches genannten Personen ha-
ben sich gegenüber der Anstaltsleitung zu 
offenbaren, soweit dies auch unter Berück-
sichtigung der Interessen der Gefangenen 
an der Geheimhaltung der personenbezoge-
nen Daten zur Verhinderung von Selbstver-
letzungen, zur Abwehr von erheblichen Ge-
fahren für Leib oder Leben anderer Gefange-
ner oder Dritter oder zur Abwehr der Gefahr 
erheblicher Straftaten im Einzelfall erforder-
lich ist. Die Ärztin oder der Arzt ist zur Offen-
barung ihr oder ihm im Rahmen der allge-
meinen Gesundheitsfürsorge bekannt ge-
wordener Geheimnisse befugt, soweit dies 
für die Aufgabenerfüllung der Vollzugsbe-
hörde unerlässlich oder zur Abwehr von er-
heblichen Gefahren für Leib oder Leben Ge-
fangener oder Dritter erforderlich ist. Sons-
tige Offenbarungsbefugnisse bleiben unbe-
rührt. Gefangene sind vor der Erhebung von 
personenbezogenen Daten über die nach 
den Sätzen 2 und 3 bestehenden Offenba-
rungsbefugnisse zu unterrichten. 
 
(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dür-
fen nur für den Zweck, für den sie offenbart 
wurden oder für den eine Offenbarung zuläs-
sig gewesen wäre, und nur unter denselben 
Voraussetzungen verarbeitet werden, unter 
denen eine in § 203 Absatz 1 Nummer 1, 2 
und 5 des Strafgesetzbuches genannte Per-
son selbst hierzu befugt wäre. Die Anstalts-
leitung kann unter diesen Voraussetzungen 
die unmittelbare Offenbarung gegenüber be-
stimmten Bediensteten allgemein zulassen. 
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(4) Sofern Ärztinnen oder Ärzte oder Psycho-
loginnen oder Psychologen außerhalb des 
Vollzuges mit der Untersuchung oder Be-
handlung Gefangener beauftragt werden, gilt 
Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechend, 
dass die beauftragte Person auch zur Unter-
richtung des ärztlichen Dienstes der Anstalt 
oder der in der Anstalt mit der Behandlung 
der betroffenen Gefangenen betrauten Per-
son des psychologischen Dienstes befugt ist. 
 
(5) Behandeln die in § 203 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuches 
genannten Personen gleichzeitig oder nach-
einander dieselben Gefangenen, so unterlie-
gen sie im Verhältnis zueinander nicht der 
Schweigepflicht und sind zur umfassenden 
gegenseitigen Information und Auskunft ver-
pflichtet, soweit dies zum Zwecke einer ziel-
gerichteten gemeinsamen Behandlung erfor-
derlich ist und 
 
1. eine wirksame Einwilligung der Gefan-

genen vorliegt oder 
2. sie in Bezug auf die betreffenden Ge-

fangenen nicht mit anderen Aufgaben 
im Vollzug betraut sind. 

 

  

§ 34 
Schutz der Daten in Akten und Dateien, 

Technikgestaltung und datenschutz-
freundliche Voreinstellungen 

 
(1) Einzelne Bedienstete dürfen sich von per-
sonenbezogenen Daten nur Kenntnis ver-
schaffen, soweit dies zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden Aufgaben oder für die Zusam-
menarbeit nach § 2 Absatz 3 und § 5 Ab-
satz 1 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen, § 3 Absatz 4 und § 6 Absatz 1 des 
Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen, § 1 Absatz 2 des Jugendarrest-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen oder 
§ 5 Absatz 1 des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen erfor-
derlich ist. 
 
(2) Akten und Dateien mit personenbezoge-
nen Daten sind durch die erforderlichen tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen 
gegen unbefugten Zugang und unbefugten 
Gebrauch zu schützen. Gesundheitsakten, 
Krankenblätter, Therapieakten sowie von 

 § 34 
Schutz der Daten in Akten und Dateien, 

Technikgestaltung und datenschutz-
freundliche Voreinstellungen 

 
unverändert  
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den Behörden mit Sicherheitsaufgaben nach 
§§ 21 und 28 erhobene und verarbeitete Da-
ten sind getrennt von anderen Unterlagen 
über die Gefangenen zu führen und beson-
ders zu sichern. Satz 2 gilt entsprechend für 
die im Rahmen der Behandlungsuntersu-
chung und Vollzugsplanung erhobenen op-
ferbezogenen Daten, insbesondere zur Per-
son und zu den Schutzinteressen der Opfer 
und gefährdeter Dritter.  
 
(3) Es sind technische und organisatorische 
Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind zu 
gewährleisten, dass 
 
1. nur Befugte personenbezogene Daten 

zur Kenntnis nehmen können (Ver-
traulichkeit), 

2. personenbezogene Daten während 
der Verarbeitung unversehrt, vollstän-
dig und aktuell bleiben (Integrität), 

3. personenbezogene Daten zeitgerecht 
zur Verfügung stehen und ordnungs-
gemäß verarbeitet werden können 
(Verfügbarkeit), 

4. jederzeit personenbezogene Daten ih-
rem Ursprung zugeordnet werden 
können (Authentizität), 

5. festgestellt werden kann, wer wann 
welche personenbezogenen Daten in 
welcher Weise verarbeitet hat (Revisi-
onsfähigkeit), 

6. die Verfahrensweisen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten 
vollständig, aktuell und in einer Weise 
dokumentiert sind, dass sie in zumut-
barer Zeit nachvollzogen werden kön-
nen (Transparenz), 

7. personenbezogene Daten nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig hohem Auf-
wand für einen anderen als den aus-
gewiesenen Zweck verarbeitet werden 
können (Nicht-Verkettbarkeit) und 

8. Verfahren so gestaltet werden, dass 
sie den betroffenen Personen die Aus-
übung der in § 5 genannten Rechte 
wirksam ermöglichen (Intervenierbar-
keit). 
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Zur Umsetzung dieser Maßnahmen ergrei-
fen die Vollzugsbehörden im Fall einer auto-
matisierten Verarbeitung insbesondere die 
weiteren technischen und organisatorischen 
Anforderungen an die Verarbeitung der Da-
ten gemäß § 64 Absatz 3 des Bundesdaten-
schutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Januar 2003 (BGBl. I S. 
66), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 2 des 
Gesetzes vom 31. Oktober 2017 (BGBl. I S. 
3618) geändert worden ist. 
 
(4) Die zu treffenden technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen sind auf der 
Grundlage eines zu dokumentierenden Si-
cherheitskonzepts zu ermitteln, zu dessen 
Bestandteilen die Abschätzung der Eintritts-
wahrscheinlichkeit und der Schwere der mit 
der Verarbeitung verbundenen Risiken für 
das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung gehört. § 56 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen bleibt unberührt.  
 

  

(5) Die Wirksamkeit der Maßnahmen ist un-
ter Berücksichtigung sich verändernder Rah-
menbedingungen und Entwicklungen der 
Technik zu überprüfen. Die sich daraus er-
gebenden notwendigen Anpassungen sind 
zeitnah umzusetzen, soweit dies mit einem 
angemessenen Aufwand möglich ist. 
 
(6) Die technischen und organisatorischen 
Maßnahmen haben sicherzustellen, dass 
durch die Voreinstellungen grundsätzlich nur 
solche personenbezogenen Daten verarbei-
tet werden können, deren Verarbeitung für 
den jeweiligen bestimmten Verarbeitungs-
zweck erforderlich ist. Dies betrifft die Menge 
der erhobenen Daten, den Umfang ihrer Ver-
arbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zu-
gänglichkeit. Die Maßnahmen müssen ins-
besondere gewährleisten, dass die Daten 
durch Voreinstellungen nicht automatisiert 
einer unbestimmten Anzahl von Personen 
zugänglich gemacht werden können. 
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§ 35 
Protokollierung 

 
(1) In automatisierten Verarbeitungssyste-
men sind die folgenden Verarbeitungsvor-
gänge zu protokollieren: 
 
1. Erhebung und Speicherung, 
2. Veränderung, 
3. Abfrage, 
4. Offenlegung einschließlich Übermitt-

lung, 
5. Kombination und 
6. Löschung oder Einschränkung der 

Verarbeitung. 
 
(2) Die Protokolle über Abfragen und Offen-
legungen müssen es ermöglichen, das Da-
tum und die Uhrzeit dieser Vorgänge und so 
weit wie möglich die Identifizierung der Per-
son, die die personenbezogenen Daten ab-
gefragt oder offengelegt hat, und die Identität 
der empfangenden Stelle der Daten festzu-
stellen. Aus der Identität der Person muss 
sich auch die Begründung für eine Abfrage 
oder Offenlegung ableiten lassen. 
 

 § 35 
Protokollierung 

 
unverändert  

(3) Die Protokolle dürfen ausschließlich zur 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Daten-
verarbeitung durch die behördliche Daten-
schutzbeauftragte oder den behördlichen 
Datenschutzbeauftragten, die Landesbeauf-
tragte oder den Landesbeauftragten für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit sowie für 
die Eigenüberwachung und für die Gewähr-
leistung der Integrität und Sicherheit der per-
sonenbezogenen Daten verwendet werden. 
Die Protokolldaten dürfen auch zur Verfol-
gung von Straftaten oder für beamtenrechtli-
che oder disziplinarrechtliche Maßnahmen 
im Zusammenhang mit einer Verletzung des 
Datengeheimnisses sowie zur Verfolgung 
von Straftaten von erheblicher Bedeutung 
verarbeitet werden.  
 
(4) Die Protokolldaten sind zwei Jahre nach 
ihrer Generierung zu löschen. Die §§ 42 bis 
44 gelten entsprechend. 
 
(5) Die Protokolle sind der oder dem Landes-
beauftragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit auf Anforderung zur Verfügung zu 
stellen. 
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§ 36 
Konsultation der oder des Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit 
 
Für die Konsultation der oder des Landesbe-
auftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit vor der Inbetriebnahme von neu an-
zulegenden Dateisystemen findet § 57 des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
Anwendung.  
 

 § 36 
Konsultation der oder des Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit 
 
unverändert  

Abschnitt 6 
Benachrichtigung, Auskunft, Aktenein-

sicht und Sperrvermerke 
 

 Abschnitt 6 
Benachrichtigung, Auskunft, Aktenein-

sicht und Sperrvermerke 
 

§ 37 
Allgemeine Informationen  

zur Datenverarbeitung 
 

Die Vollzugsbehörden stellen den Gefange-
nen und anderen betroffenen Personen In-
formationen in allgemeiner und verständli-
cher Form zur Verfügung, die sich beziehen 
auf:  
 
1. die Zwecke, für die die personenbezo-

genen Daten verarbeitet werden, 
2. die bestehenden Rechte der betroffe-

nen Personen auf Auskunft, Berichti-
gung, Löschung und Einschränkung 
der Verarbeitung, 

3. den Namen und die Kontaktdaten der 
zuständigen Vollzugsbehörden und 
die Kontaktdaten der oder des jeweils 
zugehörigen Datenschutzbeauftragten 
und 

4. das Recht, die oder den Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit anzurufen und deren oder 
dessen Kontaktdaten. 

 

 § 37 
Allgemeine Informationen  

zur Datenverarbeitung 
 

unverändert  

§ 38 
Benachrichtigung 

 
(1) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenom-
mene Erhebung personenbezogener Daten 
oder eine Übermittlung von Daten zu Zwe-
cken, zu denen sie nicht erhoben worden 
sind, werden die Gefangenen und andere 
betroffene Personen unter Angabe dieser 

 § 38 
Benachrichtigung 

 
unverändert  
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Daten benachrichtigt. Diese Benachrichti-
gung enthält neben den in § 37 aufgeführten 
Angaben die folgenden weiteren Angaben:  
 
1. die Rechtsgrundlage der Verarbei-

tung, 
2. die für die Daten geltenden Löschfris-

ten oder, falls dies nicht möglich ist, 
die Kriterien für die Festlegung dieser 
Dauer und 

3. die Empfänger der personenbezoge-
nen Daten. 

 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 dürfen die 
Vollzugsbehörden die Benachrichtigung auf-
schieben, einschränken oder unterlassen, 
soweit und solange die Benachrichtigung 
 
1. die Erfüllung der vollzuglichen Zwecke 

gefährden würde, 
2. Verfahren zum Zweck der Verhütung, 

der Ermittlung, der Aufdeckung oder 
der Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten oder der Straf-
vollstreckung gefährden würde, 

3. die öffentliche Sicherheit gefährden 
würde, 

4. dem Wohl des Bundes oder eines Lan-
des Nachteile bereiten würde oder 

5. die Rechte einer anderen Person ge-
fährden oder beeinträchtigen würde  

 
und das Geheimhaltungsinteresse das Infor-
mationsinteresse der betroffenen Person 
überwiegt. 

 

  

(3) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die 
Übermittlung personenbezogener Daten an 
die Staatsanwaltschaft, Polizeibehörden, 
Landesfinanzbehörden, soweit diese perso-
nenbezogene Daten in Erfüllung ihrer ge-
setzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich 
der Abgabenordnung zur Überwachung und 
Prüfung speichern, Verfassungsschutzbe-
hörden des Bundes und der Länder, den 
Bundesnachrichtendienst, den Militärischen 
Abschirmdienst und, soweit die Sicherheit 
des Bundes berührt wird, andere Behörden 
des Bundesministeriums der Verteidigung, 
ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zu-
lässig. Dies gilt für die Erhebung personen-
bezogener Daten bei den in Satz 1 genann-
ten Behörden entsprechend. 
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(4) In den Fällen des Absatzes 2 gilt § 39 Ab-
satz 5, 6 und 8 entsprechend. 
 

§ 39 
Auskunftsrecht 

 
(1) Die Vollzugsbehörden erteilen den be-
troffenen Personen auf Antrag Auskunft dar-
über, ob sie diese Personen betreffende Da-
ten verarbeiten. Bei einer Datenverarbeitung 
nach Satz 1 haben betroffene Personen dar-
über hinaus das Recht, Informationen zu er-
halten über 
 
1. die personenbezogenen Daten, die 

Gegenstand der Verarbeitung sind, 
und die Kategorie, zu der sie gehören, 

2. die verfügbaren Informationen über 
die Herkunft der Daten, 

3. die Zwecke der Verarbeitung und de-
ren Rechtsgrundlage, 

4. die Empfänger oder die Kategorien 
von Empfängern, gegenüber denen 
die Daten offengelegt worden sind,  

5. die für die Daten geltenden Löschfris-
ten oder, falls dies nicht möglich ist, 
die Kriterien für die Festlegung dieser 
Dauer, 

6. das Bestehen eines Rechts auf Be-
richtigung, Löschung oder Einschrän-
kung der Verarbeitung der Daten 
durch die Vollzugsbehörden, 

7. das Recht, die Landesbeauftragte 
oder den Landesbeauftragten für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit an-
zurufen, sowie 

8. die Kontaktdaten der oder des Lan-
desbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit. 

 

 § 39 
Auskunftsrecht 

 
unverändert  

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene 
Daten, die nur deshalb verarbeitet werden, 
weil sie aufgrund gesetzlicher Aufbewah-
rungsvorschriften nicht gelöscht werden dür-
fen oder ausschließlich Zwecken der Daten-
sicherung oder der Datenschutzkontrolle die-
nen, wenn die Auskunftserteilung einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
und eine Verarbeitung zu anderen Zwecken 
durch geeignete technische und organisato-
rische Maßnahmen ausgeschlossen ist. 
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(3) Von der Auskunftserteilung ist abzuse-
hen, wenn die betroffene Person keine An-
gaben macht, die das Auffinden der Daten 
ermöglichen, und deshalb der für die Ertei-
lung der Auskunft erforderliche Aufwand au-
ßer Verhältnis zu dem von der betroffenen 
Person geltend gemachten Informationsinte-
resse steht. 
 
(4) Die Vollzugsbehörden haben unter den 
Voraussetzungen des § 38 Absatz 2 und 3 
die Auskunft aufzuschieben, einzuschränken 
oder zu unterlassen. 
 
(5) Die Vollzugsbehörden unterrichten die 
betroffenen Personen über das Absehen von 
oder die Einschränkung einer Auskunft un-
verzüglich schriftlich. Dies gilt nicht, wenn 
bereits die Erteilung dieser Informationen zu 
einer Gefährdung, einer Beeinträchtigung o-
der einem Nachteil im Sinne des § 38 Absatz 
2 führen würde oder eine der in § 38 Absatz 
3 genannten Stellen nicht zugestimmt hat. 
Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begrün-
den, es sei denn, dass die Mitteilung der 
Gründe den mit dem Absehen von oder der 
Einschränkung der Auskunft verfolgten 
Zweck gefährden würde. 
 
(6) Soweit die betroffene Person nach Ab-
satz 5 über das Absehen von der Auskunft 
oder deren Einschränkung zu unterrichten 
ist, kann sie ihr Auskunftsrecht auch über die 
Landesbeauftragte oder den Landesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informationsfrei-
heit ausüben. Die Vollzugsbehörden unter-
richten die betroffene Person über diese 
Möglichkeit sowie darüber, dass sie gemäß 
§ 61 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen die Landesbeauftragte oder den 
Landesbeauftragten für Datenschutz und In-
formationsfreiheit anrufen oder gerichtlichen 
Rechtsschutz suchen kann. Macht die be-
troffene Person von ihrem Recht nach Satz 
1 Gebrauch, ist die Auskunft auf ihr Verlan-
gen der oder dem Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit zu er-
teilen. Die oder der Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit unter-
richtet die betroffenen Personen darüber, 
dass alle erforderlichen Prüfungen erfolgt 
sind oder eine Überprüfung durch sie oder 
ihn stattgefunden hat. Diese Mitteilung kann 
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die Information enthalten, ob datenschutz-
rechtliche Verstöße festgestellt wurden, darf 
jedoch keine Rückschlüsse auf den Erkennt-
nisstand der Vollzugsbehörden zulassen, so-
weit diese keiner weitergehenden Auskunft 
zustimmen. Die Vollzugsbehörden dürfen die 
Zustimmung nur soweit und solange verwei-
gern, wie sie nach Absatz 4 von einer Aus-
kunft absehen oder sie einschränken kön-
nen. Die oder der Landesbeauftragte für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit unterrich-
tet zudem die betroffenen Personen über ihr 
Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz. 
 
(7) Die Auskunft kann auch durch die Ge-
währung von Akteneinsicht oder die Aushän-
digung von Kopien oder Ausdrucken erteilt 
werden. Dabei ist das Interesse der Gefan-
genen und anderer betroffener Personen an 
einer bestimmten Form der Auskunftsertei-
lung zu berücksichtigen. 
 
(8) Die Vollzugsbehörden dokumentieren die 
Gründe für die Entscheidung. 
 

  

§ 40 
Akteneinsichtsrecht 

 
(1) Betroffene Personen erhalten auf Antrag 
Akteneinsicht, soweit sie nach § 39 zur Aus-
kunft berechtigt sind, eine Auskunft für die 
Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen 
nicht ausreicht, die Einsichtnahme hierfür er-
forderlich ist und überwiegende berechtigte 
Interessen Dritter nicht entgegenstehen. Die 
Akteneinsicht kann eingeschränkt oder aus-
geschlossen werden, wenn die Daten der 
betroffenen Person in Akten mit personenbe-
zogenen Daten Dritter oder geheimhaltungs-
bedürftigen Daten derart verbunden sind, 
dass ihre Trennung nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig großem Aufwand möglich ist.  
 
(2) Bei einer Einsicht haben die betroffenen 
Personen das Recht, sich aus den Akten No-
tizen zu machen. Soll die Akteneinsicht 
durch eine beauftragte Rechtsanwältin, No-
tarin oder Verteidigerin oder einen beauftrag-
ten Rechtsanwalt, Notar oder Verteidiger 
wahrgenommen werden, kann die Akte an 
deren oder dessen Geschäftsräume ver-
sandt werden. 
 

 § 40 
Akteneinsichtsrecht 

 
unverändert  
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(3) Den betroffenen Personen sind aus den 
über sie geführten Akten auf schriftlichen An-
trag Ablichtungen einzelner Dokumente oder 
aus automatisierten Dateien Ausdrucke ei-
nes Teilbestands der Daten zu fertigen, so-
weit die Akten der Einsicht unterliegen und 
ein nachvollziehbarer Grund vorliegt. Ein sol-
cher Grund ist insbesondere anzunehmen, 
wenn die betroffenen Personen zur Geltend-
machung von Rechten gegenüber Gerichten 
und Behörden auf Ablichtungen oder Aus-
drucke angewiesen sind. 
 
(4) Für die Fertigung von Ablichtungen und 
Ausdrucken erheben die Vollzugsbehörden 
Auslagen. Die Vorschriften des Justizverwal-
tungskostengesetzes vom 23. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2586, 2655) in der jeweils gelten-
den Fassung gelten insoweit entsprechend. 
Die zu erwartenden Kosten sind im Voraus 
zu entrichten. Ablichtungen und Ausdrucke 
aus der Gesundheitsakte werden kostenfrei 
zur Verfügung gestellt.  
 

  

§ 41 
Sperrvermerke 

 
(1) Soweit Aktenbestandteile mit einem 
Sperrvermerk versehen sind, unterliegen sie 
nicht der Akteneinsicht. Sperrvermerke dür-
fen nur angebracht werden, soweit dies 
 
1. aus medizinischen Gründen allein zum 

Wohl der Gefangenen, 
2. zum Schutz überwiegender schutzwür-

diger Interessen sowie von Leib oder 
Leben Dritter oder 

3. aufgrund einer Rechtsvorschrift, die 
zur Geheimhaltung verpflichtet, 

 
und auch unter Berücksichtigung des Infor-
mationsinteresses der betroffenen Personen 
erforderlich ist. Der Sperrvermerk gemäß 
Satz 1 Nummer 1 wird von den Berufsge-
heimnisträgerinnen und Berufsgeheimnisträ-
gern angebracht, die die zu sperrenden Ak-
tenbestandteile zur Akte verfügt haben. Die 
übrigen Sperrvermerke bringt die Anstaltslei-
terin oder der Anstaltsleiter an. 
 
 
 

 § 41 
Sperrvermerke 

 
unverändert  
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(2) Der Grund und der Umfang der Sperrung 
sind in der Akte zu vermerken. Dieser Ver-
merk nimmt an der Sperrung teil. Gesperrte 
Aktenbestandteile sind gesondert von den 
übrigen Akten zu verwahren, soweit die Ak-
ten in Papierform geführt werden. Im Übrigen 
sind sie besonders zu sichern. 
 

Abschnitt 7 
Löschung, Einschränkung der Verarbei-

tung, Berichtigung 
 
 

 Abschnitt 7 
Löschung, Einschränkung der Verarbei-

tung, Berichtigung 
 

 
§ 42 

Löschung 
 
(1) Personenbezogene Daten sind zu lö-
schen, soweit ihre Verarbeitung unzulässig 
ist.  
 
(2) Personenbezogene Daten über Gefan-
gene in Akten und Dateien sind fünf Jahre 
nach der letzten Entlassung der Gefangenen 
zu löschen. Im Vollzug der Jugendstrafe be-
trägt die Frist drei Jahre und im Vollzug des 
Jugendarrests zwei Jahre nach der Entlas-
sung. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 
sind die in Gesundheitsakten aufbewahrten 
personenbezogenen Daten nach zehn Jah-
ren zu löschen. Satz 3 gilt auch für in Dateien 
gespeicherte personenbezogene Daten. 
Wird bei einer zur Bewährung ausgesetzten 
Reststrafe oder Maßregel der Besserung o-
der Sicherung die Dauer der Bewährungszeit 
durch Beschluss eines Gerichts über die in 
Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 genannten Fris-
ten hinaus verlängert, tritt an die Stelle dieser 
Fristen der Ablauf der Bewährungszeit.  
 

 § 42 
Löschung 

 
unverändert  

(3) Personenbezogene Daten über andere 
betroffene Personen sind zu löschen, soweit 
ihre Verarbeitung für vollzugliche Zwecke  
oder andere nach diesem Gesetz oder den 
Vollzugsgesetzen anerkannten Zwecke nicht 
mehr erforderlich ist. Für die Überprüfung 
der Erforderlichkeit der Löschung personen-
bezogener Daten sind angemessene Fristen 
zu verfügen, die ein Jahr nicht überschreiten 
sollen. 
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(4) Soweit eine vollständige Löschung perso-
nenbezogener Daten in Akten oder Dateien 
nicht in Betracht kommt, ist zu prüfen, ob die 
Verarbeitung ganz oder teilweise einge-
schränkt werden kann (§ 43). 
 
(5) Von den Fristen in Absatz 2 Satz 1 bis 3 
können für die in Dateien gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten bis zum Ablauf der 
Aufbewahrungsfrist für die Gefangenenper-
sonalakte die Angaben über Familienname, 
Vorname, Geburtsname, Geburtstag, Ge-
burtsort, Eintritts- und Austrittsdatum der Ge-
fangenen sowie die aufnehmende Anstalt bei 
Verlegung ausgenommen werden, soweit 
dies für das Auffinden der Gefangenenper-
sonalakte erforderlich ist.  
 
(6) Soweit die Vollzugsbehörden im Vollzug 
der Untersuchungshaft von einer nicht nur 
vorläufigen Einstellung des Verfahrens, einer 
unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung 
des Hauptverfahrens oder einem rechtskräf-
tigen Freispruch Kenntnis erlangt, haben sie 
die personenbezogenen Daten der Gefange-
nen unverzüglich zu löschen.  
 
(7) Werden Daten nach den Vorschriften die-
ses Gesetzes an andere öffentliche oder 
nicht öffentliche Stellen, die keine Vollzugs-
behörden sind, übermittelt, müssen die Emp-
fänger die Daten nach Erreichung des Über-
mittlungszweckes unverzüglich löschen, es 
sei denn, die weitere Verarbeitung der Daten 
ist nach Maßgabe der Vorschriften dieses 
Gesetzes oder auf Grund anderer gesetzli-
cher Vorschriften gestattet. 
 
(8) Beantragen betroffene Personen die Lö-
schung von personenbezogenen Daten, ha-
ben die Vollzugsbehörden die betroffenen 
Personen über ein Absehen von der Lö-
schung oder über die an deren Stelle tre-
tende Einschränkung der Verarbeitung 
schriftlich zu unterrichten. Führt bereits die 
Erteilung dieser Information zu einer Gefähr-
dung, einer Beeinträchtigung oder einem 
Nachteil im Sinne des § 38 Absatz 2 oder 
stimmt eine der in § 38 Absatz 3 genannten 
Stellen nicht zu, gilt § 39 Absatz 5, 6 und 8 
entsprechend.  
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§ 43 
Einschränkung der Verarbeitung 

 
(1) Statt die gespeicherten personenbezoge-
nen Daten zu löschen, ist deren Verarbei-
tung einzuschränken, wenn 
 
1. die Daten zu Beweiszwecken weiter 

aufbewahrt werden müssen, 
2. dies zur Gefahrverhütung, zur Gefah-

renabwehr, zur Verhinderung und Ver-
folgung von Straftaten oder zu den in 
§ 12 Absatz 2 Nummer 1 genannten 
Zwecken aufgrund tatsächlicher An-
haltspunkte erforderlich ist, 

3. Grund zu der Annahme besteht, dass 
durch die Löschung schutzwürdige In-
teressen der betroffenen Personen  
oder Dritter beeinträchtigt werden kön-
nen, 

4. dies für die Durchführung wissen-
schaftlicher Forschungsvorhaben ge-
mäß § 19 oder statistische Zwecke er-
forderlich ist, 

5. sie nur zu Zwecken der Datensiche-
rung oder der Datenschutzkontrolle 
gespeichert sind, 

6. eine Löschung wegen der besonderen 
Art der Speicherung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich ist oder 

7. durch ein Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes abweichende Aufbewah-
rungsfristen geregelt sind. 

 

 § 43 
Einschränkung der Verarbeitung 

 
unverändert  

In der Verarbeitung eingeschränkte perso-
nenbezogene Daten sind als solche zu kenn-
zeichnen. Bei automatisierten Dateisyste-
men ist technisch sicherzustellen, dass eine 
Einschränkung der Verarbeitung eindeutig 
erkennbar ist und eine Verarbeitung für an-
dere Zwecke nicht ohne weitere Prüfung 
möglich ist. § 42 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 
7 gilt entsprechend. 
 
(2) Personenbezogene Daten, deren Verar-
beitung eingeschränkt ist, dürfen nur zu dem 
Zweck, für den die Löschung unterblieben 
ist, verarbeitet werden. Sie dürfen auch ver-
arbeitet werden, wenn dies zur Verfolgung 
von Straftaten oder zur Behebung einer Be-
weisnot unbedingt erforderlich ist oder die 
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betroffene Person einwilligt. Die Verarbei-
tung ist unter Angabe des Verarbeitungs-
zwecks und der empfangenden Stelle zu do-
kumentieren. 
 
(3) Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten ist abweichend von Absatz 1 wieder 
uneingeschränkt möglich und die Einschrän-
kung der Verarbeitung aufzuheben, wenn 
 
1. die betroffenen Personen eingewilligt 

haben oder 
2. die Gefangenen erneut in derselben o-

der einer anderen Anstalt innerhalb 
des Bundesgebietes oder eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Union 
zum Vollzug einer Strafe, Sicherungs-
verwahrung, Untersuchungshaft oder 
einer in § 2 Nummer 1 Buchstabe b 
genannten Haftart aufgenommen wur-
den. 

 
(4) Bei der Aufbewahrung von Akten mit 
nach Absatz 1 in der Verarbeitung einge-
schränkten Daten dürfen die gemäß der Auf-
bewahrungsVO NRW vom 6. Mai 2008 (GV. 
NRW. S. 404), die zuletzt durch Verordnung 
vom 14. November 2014 (GV. NRW. S. 766) 
geändert worden ist, geltenden Fristen nicht 
überschritten werden. Dies gilt nicht, wenn 
aufgrund bestimmter Tatsachen anzuneh-
men ist, dass die Aufbewahrung für die in Ab-
satz 2 Satz 2 genannten Zwecke weiterhin 
unbedingt erforderlich ist. Die Aufbewah-
rungsfrist beginnt mit dem auf das Jahr der 
aktenmäßigen Weglegung folgenden Kalen-
derjahr. 
 

  

§ 44 
Berichtigung 

 
(1) Personenbezogene Daten sind unver-
züglich zu berichtigen, wenn sie unrichtig, 
unvollständig oder nicht mehr aktuell sind. 
Soweit dies mit angemessenem Aufwand 
möglich ist, sind die personenbezogenen 
Daten vor ihrer Verarbeitung auf Richtigkeit, 
Vollständigkeit und Aktualität zu prüfen. Ins-
besondere im Fall von Aussagen oder Beur-
teilungen betrifft die Frage der Richtigkeit 
nicht den Inhalt der Aussage oder Beurtei-
lung. Sind personenbezogene Daten zu be-
richtigen, so ist in geeigneter Weise kenntlich 

 § 44 
Berichtigung 

 
unverändert  
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zu machen, zu welchem Zeitpunkt und aus 
welchem Grund diese Daten unrichtig waren 
oder geworden sind.  
 
(2) Wenn die Richtigkeit oder Unrichtigkeit  
oder Aktualität der Daten nicht festgestellt 
werden kann, tritt an die Stelle der Berichti-
gung eine Einschränkung der Verarbeitung. 
Die Vollzugsbehörden unterrichten die be-
troffenen Personen, bevor sie die Einschrän-
kung der Verarbeitung wieder aufheben. 
 
(3) Berichtigen die Vollzugsbehörden perso-
nenbezogene Daten, haben sie einer Stelle, 
von der sie die personenbezogenen Daten 
erhalten haben, die Berichtigung mitzuteilen. 
Stellen die Vollzugsbehörden fest, dass sie 
unrichtige, unvollständige oder nicht mehr 
aktuelle personenbezogene Daten übermit-
telt oder personenbezogene Daten unrecht-
mäßig übermittelt haben, teilen sie dies den 
Empfängern unverzüglich mit. 
 
(4) Beantragen betroffene Personen die Be-
richtigung von personenbezogenen Daten, 
haben die Vollzugsbehörden die betroffenen 
Personen über ein Absehen von der Berich-
tigung oder Löschung personenbezogener 
Daten oder über die an deren Stelle tretende 
Einschränkung der Verarbeitung schriftlich 
zu unterrichten. Dies gilt nicht, wenn bereits 
die Erteilung dieser Informationen eine Ge-
fährdung im Sinne des § 39 Absatz 5 Satz 2 
mit sich bringen würde. Die Unterrichtung 
nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, 
dass die Mitteilung der Gründe den mit dem 
Absehen von der Unterrichtung verfolgten 
Zweck gefährden würde. § 39 Absatz 6 und 
8 findet entsprechende Anwendung. 
 

  

§ 45 
Anwendung von  

Vorschriften der Vollgesetze und  
weiterer Vorschriften des Datenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
(1) Für die Anordnung und die Durchsetzung 
von Maßnahmen gelten die Vorschriften der 
Vollzugsgesetze. 
 
 
 

 § 45 
Anwendung von  

Vorschriften der Vollgesetze und  
weiterer Vorschriften des Datenschutz-

gesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
unverändert  
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(2) Soweit in diesem Gesetz für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten nicht etwas 
Abweichendes geregelt ist, gilt das Daten-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen. Insbe-
sondere finden die Vorschriften für 
 
1. die Meldung von Verletzungen des 

Schutzes personenbezogener Daten 
an die Aufsichtsbehörde (§ 59 des Da-
tenschutzgesetzes Nordrhein-Westfa-
len), 

2. die Landesbeauftragte oder den Lan-
desbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit (§§ 60 und 61 des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen), 

3. die Datenübermittlungen an Drittstaa-
ten und an internationale Organisatio-
nen (§§ 62 bis 65 des Datenschutzge-
setzes Nordrhein-Westfalen), 

4. die vertrauliche Meldung von Daten-
schutzverstößen (§ 66 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen), 

5. die ergänzende Anwendung der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 (§ 67 Nummer 
2 bis 8 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen) und 

6. den Schadensersatz und betreffend 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 
(§§ 68 und 69 des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen) 

 
Anwendung. 
 

  

§ 46 
Einschränkung von Grundrechten 

 
Durch dieses Gesetz werden das Grund-
recht auf informationelle Selbstbestimmung 
und das Grundrecht auf Schutz personenbe-
zogener Daten nach Artikel 2 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grund-
gesetzes in Verbindung mit Artikel 4 der Ver-
fassung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 28. Juni 1950 (GV. NRW. S. 127) ein-
geschränkt.  
 

 § 46 
Einschränkung von Grundrechten 

 
unverändert  

§ 47 
Inkrafttreten, Übergangsvorschrift 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in 
Kraft.  
 

 § 47 
Inkrafttreten, Übergangsvorschrift 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft.  
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(2) Abweichend von § 35 gelten bis zum 
6. Mai 2023 für vor dem 6. Mai 2016 bereits 
eingeführte Verfahren zur automatisierten 
Verarbeitung von personenbezogenen Da-
ten die Vorschriften über Protokollierungen 
nach § 10 Absatz 2 des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (GV. 
NRW. S. 542).  
 
(3) Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum 31. Dezember 2023 über die mit 
dem Gesetz gemachten Erfahrungen. 
 
 

(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert 

Artikel 2 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes  

Nordrhein-Westfalen 
 
Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S. 76), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
7. April 2017 (GV. NRW. S. 511) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 2 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes  

Nordrhein-Westfalen 
 
Unverändert  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 
 
a) Die Angabe zu § 15 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „§ 15 Persönlicher Bereich“. 

 

  

b) Die Angabe zu § 66 wird wie folgt 
gefasst: 

 
 „§ 66 (weggefallen)“. 
 
c) Die Angabe zu § 68 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „§ 68 (weggefallen)“. 
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d) Die Angabe  
 

„Abschnitt 22 
Datenschutz“ 

 
wird durch die Angabe  
 
„Abschnitt 22 
Kriminologischer Dienst, 
Schlussbestimmungen“ 
 
ersetzt. 

e) Die Angaben zu den §§ 108 bis 
112 werden wie folgt gefasst: 
 
„§ 108  Kriminologischer Dienst 
§ 109  Einschränkung von 

Grundrechten 
§ 110  Ersetzung und Fortgel-

tung von Bundesrecht  
§ 111  Übergangsvorschrift 
§ 112  Inkrafttreten, Berichts-

pflicht“. 

  

f) Die Angaben zu den §§ 113 bis 
130 und die Angabe „Abschnitt 23 
Kriminologischer Dienst“ werden 
gestrichen. 
 

  

2. § 7 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) Opfer, die sich an die Anstalten 

wenden, sind in geeigneter Form, 
auch durch die Ansprechpartnerin  
oder den Ansprechpartner, auf ihre 
Rechte nach diesem Gesetz hinzuwei-
sen.“ 

  

3. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 15 
Persönlicher Bereich“. 

 
b) Die Absätze 3 bis 5 werden auf-

gehoben. 
 
c) Die Absätze 6 und 7 werden die 

Absätze 3 und 4.  
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4. In § 19 Absatz 5 wird die Angabe  
„§ 109“ durch die Wörter „§ 21 des 
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes]“ ersetzt. 

 

  

5. In § 20 Absatz 1 Satz 2 werden die 
Wörter „§ 66 Absatz 2 und 3“ durch die 
Wörter „§ 24 Absatz 5 und 6 des Jus-
tizvollzugsdatenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen“ ersetzt. 

 

  

6. In § 53 Absatz 4 wird die Angabe  
„§ 124“ durch die Wörter „§ 27 des 
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ ersetzt. 

 

  

7. § 66 wird aufgehoben.  
 

  

8. § 68 wird aufgehoben. 
 

  

9. § 69 Absatz 8 Satz 2 wird aufgehoben.  
 

  

10. Abschnitt 22 wird aufgehoben. 
 

  

11. Abschnitt 23 wird Abschnitt 22. 
 

  

12. § 126 wird § 108 und Absatz 3 wird wie 
folgt gefasst: 

 
 „(3) § 19 des Justizvollzugsdaten-

schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.“ 

 
 

13. Die §§ 127 bis 130 werden die §§ 109 

bis 112. 
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Artikel 3 
Änderung des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Oktober 2009 
(GV. NRW. S. 540), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. 
NRW. S. 511) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 

 Artikel 3 
Änderung des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
Unverändert  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 
 
a) Die Angabe zu § 11 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „§ 11 Persönlicher Bereich, Ein-

kauf“. 

  

b) Die Angabe 
 

„Abschnitt 13 
Datenschutz“ 
 
wird durch die Angabe 
 
„Abschnitt 13 

 Kriminologischer Dienst, 
Schlussbestimmungen“ 

 
ersetzt. 

  

c) Die Angabe zu § 53 wird wie folgt 
gefasst: 

 
 „§ 53 Kriminologischer Dienst“. 

  

d) Die Angabe 
 
 „Abschnitt 14 
 Kriminologischer Dienst, 

Schlussbestimmungen“ 
 
 wird gestrichen. 

  

e) Die Angaben zu den §§ 54 bis 57 
werden wie folgt gefasst: 

 
„§ 54  Entsprechende Anwen-

dung 
§ 55  Einschränkung von 

Grundrechten 
§ 56  Bundesrecht 
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§ 57  Inkrafttreten“. 

f) Die Angabe zu § 58 wird gestri-
chen. 
 

  

2. In § 7 Absatz 4 werden die Wörter 
„§ 124 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wör-
ter „§ 27 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes]“ er-
setzt. 

 

  

3. § 11 wird wie folgt geändert:  
 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„§ 11 
Persönlicher Bereich, Einkauf“. 

 
b) Die Absätze 3 bis 5 werden aufge-

hoben. 
 
c) Die Absätze 6 bis 8 werden die 

Absätze 3 bis 5. 
 

  

4. In § 17 Absatz 6 werden die Wörter  
„§ 109 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wör-
ter „§ 21 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen“ 
ersetzt. 
 

  

5. § 27 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 27 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
der Sicherheit 
 
Die Vorschriften des Strafvollzugsge-
setzes Nordrhein-Westfalen über die 
Durchsuchung (§ 64), die Maßnahmen 
zur Feststellung von Suchtmittelkon-
sum (§ 65) und die Maßnahmen zur 
Verhinderung unerlaubter Telekom-
munikation (§ 67) gelten entspre-
chend.“ 

 

  

6. In § 32 Absatz 1 Nummer 2 wird die 
Angabe „§ 11 Absatz 8“ durch die An-
gabe „§ 11 Absatz 5“ ersetzt. 
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7. Abschnitt 13 wird aufgehoben. 
 

  

8. Abschnitt 14 wird Abschnitt 13. 
 

  

9. § 54 wird § 53 und Absatz 2 wird wie 
folgt gefasst: 
 
„(2) § 19 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.“ 

  

10. Die §§ 55 bis 58 werden die §§ 54 bis 
57. 
 

  

Artikel 4 
Änderung des Jugendstrafvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 
Das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 7. April 2017 (GV. NRW. 
S. 511) wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-

ändert: 
 
a) Die Angabe zu § 19 wird wie folgt 

gefasst:  
 
 „§ 19 Persönlicher Bereich“. 

 Artikel 4 
Änderung des Jugendstrafvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 
Unverändert  

b) Die Angabe 
 

„Abschnitt 17 
Datenschutz“ 
 
wird durch die Angabe 
 
„Abschnitt 17 
Kriminologischer Dienst, 
Schlussbestimmungen“ 
 
ersetzt. 

  

c) Die Angabe zu § 72 wird wie folgt 
gefasst: 
 
„§ 72 Kriminologischer Dienst“. 

  

d) Die Angabe  
 

„Abschnitt 18 
Kriminologischer Dienst, 
Schlussbestimmungen“ 
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wird gestrichen. 

e) Die Angaben zu den §§ 73 bis 75 
werden wie folgt gefasst: 

 
„§ 73  Einschränkung von 

Grundrechten 
§ 74  Verhältnis zum Bundes-

recht 
§ 75  Inkrafttreten, Außerkraft-

treten“. 

  

f) Die Angabe zu § 76 wird gestri-
chen. 
 

  

2. § 8 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) Opfer, die sich an die Anstalten 

wenden, sind in geeigneter Form, 
auch durch die Ansprechpartnerin 
oder den Ansprechpartner, auf ihre 
Rechte nach diesem Gesetz hinzuwei-
sen.“ 

  

3. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„§ 19 
Persönlicher Bereich“. 

 
b) Die Absätze 3 bis 5 werden aufge-

hoben. 
 
c) Die Absätze 6 und 7 werden die 

Absätze 3 und 4. 
 

  

4. In § 23 Absatz 5 werden die Wörter  
„§ 109 des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen“ durch die Wörter „§ 21 
des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes]“ ersetzt.  
 

  

5. In § 41 Absatz 1 Satz 2 wird die die 
Angabe „6“ durch die Angabe „4“ er-
setzt. 
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6. In § 42 Absatz 5 werden die Wörter 
„§ 124 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wör-
ter „§ 27 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen“ 
ersetzt. 
 

  

7. § 50 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 50 
 Maßnahmen zur Aufrechterhaltung  

der Sicherheit 
 
Die Vorschriften des Strafvollzugsge-
setzes Nordrhein-Westfalen über die 
Durchsuchung (§ 64), die Maßnahmen 
zur Feststellung von Suchtmittelkon-
sum (§ 65) und die Maßnahmen zur 
Verhinderung unerlaubter Telekom-
munikation (§ 67) gelten entspre-
chend.“ 
 

  

8. Abschnitt 17 wird aufgehoben. 
 

  

9. Abschnitt 18 wird Abschnitt 17. 
 

  

10. § 73 wird § 72 und Absatz 2 wird wie 
folgt gefasst: 
 
„(2) § 19 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.“ 
 

  

11. Die §§ 74 bis 76 werden die §§ 73 bis 
75. 
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Artikel 5 
Änderung des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 
Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 30. April 2013 
(GV. NRW. S. 212), das zuletzt durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. 
NRW. S. 511) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-

ändert: 
 

a) Die Angabe zu § 15 wird wie folgt 
gefasst: 

 
 „§ 15 Ausstattung des Zimmers, 

persönlicher Bereich“. 

 Artikel 5 
Änderung des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 
Unverändert  

b) Die Angabe zu § 66 wird wie folgt 
gefasst: 

 
 „§ 66 (weggefallen)“. 

  

c) Die Angabe zu § 68 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 68 (weggefallen)“.  

  

d) Die Angabe 
 

„Abschnitt 18 
Datenschutz“ 
 
wird durch die Angabe 
 
„Abschnitt 18 
Schlussbestimmungen“ 

 
ersetzt. 

  

e) Die Angabe zu § 99 wird wie folgt 
gefasst: 

 
 „§ 99 Kriminologischer Dienst, 

Evaluation“. 
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f) Die Angabe 
 

„Abschnitt 19 
Schlussbestimmungen“ 
 
wird gestrichen. 

  

g) Die Angaben zu den §§ 100 bis 
102 werden wie folgt gefasst: 

 
„§ 100  Einschränkung von 

Grundrechten 
§ 101  Fortgeltung und Erset-

zung von Bundesrecht 
§ 102  Inkrafttreten, Außerkraft-

treten, Berichtspflicht“. 
 

  

h) Die Angabe zu § 103 wird gestri-
chen. 
 

  

2. In § 7 Absatz 4 werden die Wörter „, 
insbesondere ihre Auskunftsrechte 
nach § 106,“ gestrichen. 

 

  

3. § 15 wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst:  
 

„§ 15 
Ausstattung des Zimmers, per-
sönlicher Bereich“. 

 
b) In Absatz 3 wird die Angabe „bis 

7“ durch die Angabe „und 4“ er-
setzt. 
 

  

4. In § 21 Absatz 4 werden die Wörter 
„§ 109 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wör-
ter „§ 21 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes]“ er-
setzt. 
 

  

5. In § 22 Absatz 1 Satz 2 werden die 
Wörter „§ 66 Absatz 5 und 7“ durch die 
Wörter „§ 24 Absatz 5 und 6 des Jus-
tizvollzugsdatenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen“ ersetzt. 
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6. In § 53 Absatz 4 werden die Wörter  
„§ 124 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wör-
ter „§ 27 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen“ 
ersetzt.  

  

7. § 66 wird aufgehoben.   

8. § 68 wird aufgehoben.   

9. § 69 Absatz 8 Satz 2 wird aufgehoben.   

10. Abschnitt 18 wird aufgehoben.   

11. Abschnitt 19 wird Abschnitt 18. 
 
12. § 100 wird § 99 und Absatz 2 wird wie 

folgt gefasst: 
 
„(2) § 19 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.“ 
 

13. Die §§ 101 bis 103 werden die §§ 100 
bis 102. 

  

Artikel 6 
Änderung des Jugendarrestvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 
Das Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 30. April 2013 (GV. NRW.  
S. 203), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 511) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 6 
Änderung des Jugendarrestvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 
Unverändert  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 

 
a) Die Angabe zu § 32 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „§ 32 (weggefallen)“. 
 
b) Die Angabe zu § 33 wird wie folgt 

gefasst: 
 

 „§ 33 Kriminologischer Dienst“. 
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2. § 4 wird wie folgt geändert:  
 
a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 2 eingefügt: 
 
 „(2) Erscheinen Jugendliche trotz 

ordnungsgemäßer Ladung zum 
Antritt des Jugendarrestes nicht 
und ist das Ausbleiben nicht aus-
reichend entschuldigt, kann die 
gemäß § 85 Absatz 1 des Jugend-
gerichtsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. De-
zember 1974 (BGBl. I S. 3427), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 27. August 2017 
(BGBl. I S. 3295) geändert wor-
den ist, zuständige Vollstre-
ckungsleitung die Zuführung 
durch die Polizei anordnen. Sie 
kann Anordnungen über die Art 
und Weise der Durchsetzung der 
Vorführung treffen.“ 

 
b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 

werden die Absätze 3 bis 5. 
 

  

3. § 22 Absatz 7 wird aufgehoben. 
 

  

4. § 32 wird aufgehoben. 
 

  

5. § 33 wird wie folgt gefasst:  
 
„§ 33 
Kriminologischer Dienst 
 
§ 108 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entspre-
chend.“ 

  

Artikel 7 
Inkrafttreten 

   
Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. 

 

 Artikel 7 
Inkrafttreten 

   
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Umsetzung des bereichsspezifischen 
Datenschutzes im Bereich der Justiz (Justizdatenschutz-Anpassungsgesetz - JustDSAnpG)“, 
Drucksache 17/2350 (Neudruck), wurde vom Plenum am 26. April 2018 einstimmig zur allei-
nigen Beratung nach der 1. Lesung an den Rechtsausschuss überwiesen.  
 
Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union haben am 27. April 2016 die 
Richtlinie (EU) 2016/680 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Auf-
deckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 
4. Mai 2016, S. 89 ff.) erlassen. Die Mitgliedstaaten sind nach Artikel 63 der Richtlinie (EU) 
2016/680 verpflichtet, bis zum 6. Mai 2018 die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften zu erlassen, um die Richtlinie in nationales Recht umzusetzen.  
 
Aufgrund der vorgenannten Rechtssetzungsakte der Europäischen Union ergibt sich für den 
Bereich des Justizvollzuges ein entsprechender Anpassungsbedarf, der mit diesem Gesetz-
entwurf der Landesregierung erreicht werden soll.  
 
 
B Beratungsverfahren 
 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 12. Sitzung am 9. Mai 2018 (Aus-
schussprotokoll 17/279) erstmalig beraten.  
 
Der Rechtsausschuss hat in seiner 16. Sitzung am 27. Juni 2018 (Ausschussprotokoll 17/321) 
hierzu eine Anhörung durchgeführt. 
 
Die Sachverständigen waren gebeten, im Vorfeld der Anhörung schriftlich Stellung zu dem 
Gesetzentwurf zu nehmen. Dem Ausschuss lagen zur Anhörung folgende Stellungnahmen 
vor: 
 

Sachverständige Stellungnahme 

Roul Tiaden 
Landesbeauftragte für  
Datenschutz und Informationsfreiheit  
Nordrhein-Westfalen  
Düsseldorf  
 

17/696 

Peter Brock 
Bund der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands 
Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

17/701 
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Sachverständige Stellungnahme 

Dr. Sebastian J. Golla 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswis-
senschaften 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Infor-
mationsrecht, insbesondere Datenschutz-
recht 
Mainz 
 

17/695 

 
Der Rechtsausschuss hat in seiner 22. Sitzung am 26. September 2018 (Ausschussprotokoll 
17/382) die Anhörung ausgewertet und abschließend beraten.  
 
Die Fraktion der SPD hat zu dem Gesetzentwurf einen Änderungsantrag Drucksache 17/3746 
(Neudruck) eingereicht. 
 
Die Fraktion der CDU und der FDP hat zu dem Gesetzentwurf ebenfalls einen Änderungsan-
trag Drucksache 17/3747 eingereicht. 
 
C Abstimmung 
 
Am 12. September 2018 hat sich der Rechtsausschuss mit dem Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD (Drucksache 17/3746, Neudruck) abschließend befasst und diesen mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 
 
Am 12. September 2018 hat sich der Rechtsausschuss mit dem Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP (Drucksache 17/3747) abschließend befasst und diesen 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der AfD 
bei Enthaltung der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 
 
Bei der Schlussabstimmung über den Gesetzentwurf der Landesregierung wurde dieser in der 
Fassung des Änderungsantrags (Drucksache 17/3747) mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Enthaltung der Fraktionen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 
 
 
 
 
Dr. Werner Pfeil 
Vorsitzender  


